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Bundeskanzler Helmut Kohl: 

Am 25. März 1957 
begann eine einzigartige 

Erfolgsgeschichte 
or vierzig Jahren wurden in Rom die 

^rträge zur Gründung der Europäischen 
lrtschaftsgemeinschaft und der Euratom 

toterzeichnet. Damit wurden Visionen der 
°ßen Europäer der Nachkriegszeit, Robert 

Jman, Konrad Adenauer oder Aleide de Hu, 
'asPeri, verwirklicht. 

Bundeskanzler Helmut Kohl 
aus Anlaß des 40. Jahrestages der 
Unterzeichnung der Römischen 

Verträge am 25. März 1957 

auf 5er Unterzeichnung der Römischen Verträge, die 
Stahl    ^uroPa'schen Gemeinschaft für Kohle und 
'eicl   au^5auen konnten, wurden die Lehren aus der 
des ->? en Geschichte Europas in der ersten Hälfte 
k0     • Jahrhunderts gezogen. An die Stelle über- 
^ mener Machtpolitik trat das Konzept von Zu- 
fial' lenarDe't und Integration. Dies war, wie der da- 
£\Vff6 Staatssekretär und spätere Präsident der 
kiür Kommission Walter Hallstein in seiner Er- 

n§ vor dem Deutschen Bundestag am 21. März 
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Europa und die Europäische Volkspartei 
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Fortsetzung von Seite I 

1957 zu Recht ausführte, für Europa 
„wahrscheinlich die letzte Chance des 
Überlebens, die letzte Möglichkeit der Si- 
cherung unseres freiheitlichen Daseins, 
unseres wirtschaftlichen Gedeihens und 
unseres sozialen Fortschritts". 
Für uns Deutsche bedeutete die Gründung 
der Europäischen Gemeinschaften zu- 
gleich die historische Chance, als gleich- 
berechtigtes Mitglied der europäischen 
Staatenfamilie die Einigung unseres Kon- 
tinents mitzugestalten. 
Mit der Unterzeichnung der Römischen 
Verträge im Jahre 1957 begann eine ein- 
zigartige Erfolgsgeschichte, die in den 
vergangenen Jahrzehnten entscheidend da- 
zu beigetragen hat, Frieden, Freiheit, 

Wohlstand und soziale Sicherheit in all6jj 
Ländern, die am Einigungsprozeß teilne«1 

men konnten, zu sichern. Zugleich ist oa 

Konzept der europäischen Integration zu 
einem Modell und zu einem Anziehung8' 
punkt für alle diejenigen in Europa gew° 
den, denen die Mitwirkung zunächst vef 
wehrt blieb, aber auch für andere Regi°' 
nen in der Welt. 
Das Europa der Römischen Verträge ist 

zusammen mit der Atlantischen Allianz 
den vergangenen vierzig Jahren zu eine 

entscheidenden Element bei der Sicher 
des Friedens und der endgültigen Übe1"' 
windung der Spaltung unseres Kontine 
geworden. Ohne eine konsequente P°" 
der europäischen Einigung wäre die ™ 
dervereinigung Deutschlands in Friede 
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nd Freiheit und mit der Zustimmung aller 
Unserer Nachbarn und Partner nicht mög- 
'ch gewesen. Ohne die Römischen Verträ- 

?e hätte Europa heute nicht die Chance, 
01 21. Jahrhundert ein Kontinent des Frie- 
ds und der Freiheit zu sein. 

,e Politik der von mir geführten Bundes- 
regierung steht fest in der Tradition der 
eUropäischen Einigung. Sie stellt sich ih- 
^r Verantwortung für die zielstrebige 
0rtsetzung des Einigungswerks. Wir 
Jessen Europa auf die Herausforderungen 
er Zukunft vorbereiten. Deshalb wollen 
""die europäische Integration im Rah- 
en der Regierungskonferenz weiter ver- 

,. en> die Effizienz und demokratische 
erankerung der Europäischen Union ver- 
lern und deren Handlungsfähigkeit ins- 
esondere im Bereich der Gemeinsamen 
ußen- uncj Sicherheitspolitik sowie bei 
er Bekämpfung der internationalen Kri- 
'lalität erhöhen. Für mich ist dabei 

^Unverständlich: Das Europa der Zu- 
nft Wjrcj j^gjp zentralisierter Einheits- 
at sein, es wird auf dem Prinzip der 
ösidiarität autbauen, nationale und re- 

onale Traditionen achten und die kultu- 
e||e Vielfalt fördern. 

^vollständig ohne 

Di 

eine 
einsame Währung 

ese starke Europäische Union, die wir 

bile 
,en. wäre unvollständig ohne eine sta- 
§emeinsame Währung. Deshalb wol- 

be
n ^ir den EURO - und zwar gemäß den 

gehenden Vereinbarungen, - das heißt 
riJ strikter Einhaltung der Stabilitätskrite- 
y n und des Zeitplans des Maastrichter 

ertrags. 

Die Europäische Union wird auch künftig 
kein exklusiver Klub sein; sie darf- nicht 
zuletzt auch in deutschem Interesse - nicht 
an Oder und Neiße enden! Deshalb wollen 
wir neben der Vertiefung auch die Erweite- 
rung der Europäischen Union nach Osten 
und Südosten: Prag, Krakau und Budapest 
- um nur einige Städte zu nennen - verkör- 
pern ebenso europäische Kultur und eu- 
ropäischen Charakter wie beispielsweise 
Rom, Amsterdam, Paris oder Berlin. 

Frieden, Freiheit, 
Sicherheit und Wohlstand 
Ohne die Erweiterung nach Osten und 
Südosten bliebe die Europäische Union 
ein Torso. Nicht zuletzt deshalb ist ein er- 
folgreicher Abschluß der Regierungskon- 
ferenz noch im ersten Halbjahr 1997 so 
wichtig: Wir brauchen eine starke und 
handlungsfähige Europäische Union, da- 
mit wir die ersten Staaten aus Mittel- und 
Südosteuropa, die dazu in der Lage sind, 
möglichst bald als neue Mitglieder auf- 
nehmen können. 

Zur Politik der europäischen Einigung gibt 
es keine verantwortbare Alternative. Wer 
einem Rückfall in Nationalismus, den Ge- 
fahren machtpolitischer Rivalitäten und 
unheilvollen Konflikten vorbeugen will, 
wer Frieden, Freiheit, Sicherheit und 
Wohlstand für alle Bürger unseres Konti- 
nents auf Dauer sichern will, der wird für 
das geeinte Europa eintreten. In diesem 
Sinne sind uns die Römischen Verträge 
auch heute unverändert Verpflichtung und 
Ansporn zu mutigen und wegweisenden 
Entscheidungen. 

MyrjjJyiyJiuiiijyj] Seite 43/44 
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Europäische Währungsunion - 
politisch und 

wirtschaftlich notwendig 
Mit Erreichen des Jahres 2000 in weni- 
ger als drei Jahren eröffnet sich uns das 
dritte Jahrtausend nach Christus. Das 
zu Ende gehende Jahrhundert hat 
Deutschland, Europa und die Welt mit 
zwei Weltkriegen verdunkelt, deren Di- 
mension des Schreckens, des Leidens 
und der Not alles vorherige menschliche 
Begreifen und Vorausschauen übertraf. 

Und dennoch: Die zweite Jahrhunderthälf- 
te hat zumindest Deutschland und dem 
westlichen Teil Europas Entwicklungen 
des Friedens, der Demokratie und des 
Wohlstandes ermöglicht, wie sie so 1945 
sicher erträumt, aber nicht für möglich ge- 
halten wurden. Die friedliche Revolution 
in den Jahren 1989/90 in der Mitte und im 
Osten Europas hat unseren Kontinent und 
die Welt verändert. Das zwanzigste Jahr- 
hundert ist, wie kaum ein anderes, ein Bei- 
spiel für Licht und Schatten im Leben der 
Menschen und Völker. Menschenverach- 
tender Totalitarismus des Nationalsozialis- 
mus und Kommunismus sind in Idee und 
Wirklichkeit gescheitert. 
Freiheit, Demokratie und friedliches Zu- 
sammenleben der Völker haben an der 
Schwelle des Jahres 2000 auf unserem al- 
ten, sich immer wieder erneuernden eu- 
ropäischen Kontinent eine Chance. Die 
Idee der friedlichen Einigung Europas ist 
die Antwort auf die europäischen Bruder- 
kriege nicht nur in diesem Jahrhundert, 
sondern auch davor. Die Reform der Eu- 
ropäischen Union mit ihren 15 Ländern 
und 370 Mill. Menschen auf der gegen- 
wärtigen Regierungskonferenz, die Ein- 
führung einer stabilen europäischen 

Währung, die Finanzreform sowie die F/' 
Weiterung der Europäischen Union um 
Länder Mitteleuropas sind Zukunftsaufg3' 
ben, deren Bewältigung über den Frieden- 
die Sicherheit und das Wohlergehen auf 
unserem Kontinent im 21. Jahrhundert 
entscheidet. 
Die Nichtbewältigung einer dieser Aufgä' 
ben könnte das gesamte europäische Einj' 
gungswerk gefährden. Von historischer Be 

deutung ist die Europäische Wirtschatts- 

Von Hans-Gert Pöttering, 
stellvertretender Vorsitzender 

der EVP-Fraktion im 
Europäischen Parlament 

und Währungsunion. Nach dem Vertrag 
von Maastricht soll zum I. Januar 1999 dl 

Währungsunion für die Staaten der Eu- 
ropäischen Union entstehen, die die stren 
gen Stabilitätskriterien erfüllen (geringe 
Inflation, begrenzte Verschuldung der öl' 
fentlichen Haushalte, niedrige Zinsen, *® 
bile Wechselkurse). Die Entscheidungß> 
den Beginn der Währungsunion wird i'1 

der ersten Jahreshälfte 1998 auf der       . 
Grundlage der Erfüllung der StabilitatskJ1' 
terien im Jahre 1997 getroffen. Dabei     . 
kommt es auf die vertragsgemäße Beufi 
lung der Kriterienerfüllung in den Mit' 
gliedsländern der Europäischen Union a 
Die Wirtschafts- und Währungsunion >s 

politisch und wirtschaftlich notwendig- 
Sie entspricht der Logik der europäis^1 

Einigungspolitik, ist die notwendige & 
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§anzung des Europäischen Binnenmarktes 
und sichert die Rolle Europas im weltwei- 
ten Wettbewerb (Globalisierung). Die 
^ahrungsunion ist keine Währungsre- 
form, wie sie Deutschland in diesem Jahr- 
hundert zweimal erlebt hat. Es gibt also 
Keine Abwertung. Preise, Renten, Pensio- 
nen usw. bleiben stabil. Vielmehr werden 

le Wechselkurse der an der gemeinsamen 
^iropäischen Währung beteiligten 
Währungen im Verhältnis zueinander end- 
§ultig festgesetzt. 

^tzt schon eine Erfolgsstory 
as Projekt der europäischen Währungs- 
nion ist schon jetzt eine Erfolgsstory. Die 
ahrungsunion entfaltet bereits heute Sta- 

"'tätswirkungen, da sich mittlerweile alle 
^-Staaten bemühen, die im Vertrag von 

[^stricht niedergelegten Grundsätze der 
abilität zu erfüllen. So ist die gegen wär- 

§e Inflationsrate in Italien geringer als in 
®r Bundesrepublik Deutschland in den 
"er Jahren. Um Europas Rolle im globali- 

„ erenden Wettbewerb zu garantieren, wäre 
~ ne Stabilitätspolitik der europäischen 

aaten auch ohne Maastricht notwendig. 
' ll dem Vertrag von Maastricht ist sie um 
all    n§licher. Es entspricht dem Interesse 
\V^u    nder der Europäischen Union, der 

ahrungsunion anzugehören. 
e europäische Währung ist die notwen- 
§e Konsequenz des Europäischen Bin- 
nTiarktes mit einem freien Austausch 

Und      Sonen, Waren, Dienstleistungen 
na

d.Kapital von Frankfurt a. d. Oder bis 
'and ^'ssar)on' von Aberdeen in Schott- 
u,.   bis zur Insel Kreta. Eine Europäische 
b  fining ist vor aiiem jni Interesse der 

ro "
desrepublik Deutschland. Der Eu- 

7r51Sclle Binnenmarkt nimmt ca. 60 bis 
tü ° "er deutschen Exporte auf. Abwer- 
ein

gen 'n anderen EU-Ländern führen zu 
ty r Verteuerung der deutschen Exporte. 
pr  ,n Deutschland die teureren eigenen 
fen , u*te unseren Nachbarn nicht verkau- 

kann, kostet dieses deutsche Arbeits- 

plätze. Deutschland hat also ein vorrangi- 
ges Interesse an einer gemeinsamen 
Währung und einer stabilen Währungszo- 
ne, da unsere Nachbarn in der Europäi- 
schen Union die hauptsächlichen Kunden 
unserer Exporte sind. Eine europäische 
Währung stärkt darüber hinaus die inter- 
nationale Wettbewerbsfähigkeit Europas, 
sie macht die Länder der Europäischen 
Union unabhängiger von den immer wie- 
derkehrenden Währungsturbulenzen um 
den amerikanischen Dollar. 
Die unabhängige Europäische Zentralbank 
mit Sitz in Frankfurt wird einer stabilen 
Geldpolitik verpflichtet sein. Durch den 
vereinbarten Stabilitätspakt wird eine in 
allen Ländern der Europäischen Union 
gleichgerichtete Wirtschafts- und Haus- 
haltspolitik für die Zukunft gesichert, um 
so gleiche Rahmenbedingungen für eine 
europäische Stabilitätsgemeinschaft zu ge- 
währleisten. 

Zwei Seelen in einer Brust 
Bundespräsident Roman Herzog hat in ei- 
ner Rede vor dem Europäischen Parlament 
in Straßburg daraufhingewiesen, daß in 
der Brust der meisten Menschen in 
Deutschland in bezug auf die Währungs- 
union zwei Seelen nebeneinander wohnen, 
„eine Verbraucherseele und eine Produ- 
zentenseele". Verbraucher, die ihr Ein- 
kommen aus verzinslichen Ersparnissen 
beziehen, seien an einer festen oder gar 
überbewerteten Währung interessiert, 
„weil sie sich für eine solche Währung 
mehr kaufen können". 
Produzenten und Arbeitnehmer hingegen, 
die vom Export leben, neigten eher zu ei- 
ner Präferenz für eine weiche oder gar un- 
terbewertete Währung, „weil sie ihre Pro- 
dukte im Ausland billiger macht und des- 
wegen Absatz und Arbeitsplätze sichert.". 
Notwendig also ist, zwischen beiden Er- 
wartungshaltungen einen vernünftigen 
Ausgleich zu finden. 
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Eine vorrangige politische Aufgabe für 
Gegenwart und Zukunft ist es daher, ge- 
genüber den Menschen in der Europäi- 
schen Union, besonders in Deutschland, 
die Notwendigkeit einer europäischen 
Währung zu begründen und damit unbe- 
rechtigte Sorgen und Ängste abzubauen. 
Dieser wichtigen Aufgabe müssen sich 
Politik und Wissschaft, Wirtschaft und 
Gewerkschaften, Banken und Sparkassen 
in verantwortlicher Weise annehmen. Alle 
Beteiligten müssen sich der schwierigen 
Aufgabe und der großen Verantwortung 
bewußt sein. Ein Scheitern der Wirt- 
schafts- und Währungsunion hätte mit 
ziemlicher Wahrscheinlichkeit dramati- 
sche Konsequenzen. 
Bundespräsident Herzog hat es vor dem 
Europäischen Parlament so formuliert: 
„Beim Scheitern der Währungsunion dro- 
hen Abwertungswettläufe, Handelskriege, 
Protektionismus, Renationalisierung der 
Wirtschaftspolitik, Deflation, wenn nicht 
gar Depression. Das wäre ein Rückfall in 
die dreißiger Jahre." 

Die Europäische Währungsunion muß ein 
Erfolg werden. Es bleibt zu hoffen, daß 
die Parteien im Deutschen Bundestag, die 
dem Vertrag von Maastricht als der 
Grundlage für die Wirtschafts- und 
Währungsunion zugestimmt haben, konse- 
quent an dem Ziel einer stabilitätsorien- 
tierten europäischen Währung festhalten 
und nicht aus parteipolitischem Kalkül des 
kurzfristigen Vorteils wegen der Europai- 
schen Wirtschafts- und Währungsunion ih- 
re Unterstützung entziehen. 
Die Verwirklichung der Wirtschafts- und 
Währungsunion ist sowohl wirtschaftlich 
als auch währungs- und europapolitisch 
von historischem Rang. Die Entscheidun- 
gen, die darüber hinaus in der Europäi- 
schen Union getroffen werden müssen, 
(Regierungskonferenz, Finanzreform, Er- 
weiterung) sind von großer Bedeutung vV 
die Zukunft unseres Kontinents. Bundes- 
kanzler Helmut Kohl ist zuzustimmen, 
wenn er immer wieder erklärt: „Die Eini- 
gung Europas ist im Kern eine Frage von 
Krieg und Frieden im 21. Jahrhundert." 

80 Prozent der Führungskräfte 
rechnen mit pünktlichem Start des EURO 

Deutschlands Führungskräfte glau- 
ben weiterhin an eine planmäßige 
Einführung des EURO. Entgegen 
Stimmen, die die Möglichkeit einer 
Verschiebung der Währungsunion 
ins Spiel bringen, rechnen über 
80 Prozent aller Entscheider mit 
einem pünktlichen Start. 

Zudem planen viele Unternehmen, den 
EURO schon vor Abschaffung der D- 
Mark als Zahlungsmittel einzuführen. 
Dies ist das Ergebnis einer Führungs- 
kräftebefragung der Bad Homburger 

Gemini Consulting, die die Unter- 
nehmensberatung im Auftrag des 
Hamburger „manager magazin" 
durchführte. Befragt wurden leitende 
Mitarbeiter aus rund 100 Konzernen 
quer durch alle Branchen, so das 
Magazin in einer Vorabmeldung. 

Wie das Magazin weiter schreibt, 
sehen über die Hälfte aller befragten 
Entscheider die Einführung des EURO 
positiv. Mit negativen Folgen für den 
eigenen Betrieb rechnen dagegen nur 
13 Prozent der befragten Entscheider. 

J 



EUROPA UiD 10/1997- Seite 7 

40 Jahre Römische Verträge - 
ein Erfolg für unser Land 

^us Anlaß des 40. Jahrestages der Un- 
erzeichnung der Römischen Verträge 

am 25. März 1957 hat der Bundesfach- 
ausschuß Europapolitik der CDU fei- 
enden Beschluß gefaßt: 

u<"ch die Unterzeichnung der Römischen 
ertrage am 25. März 1957 begann eine 
Jährige segensreiche Erfolgsgeschichte 

Ur unser Land und Europa. Was Konrad 
Genauer konzipierte, nämlich über die 

Ur°päische Einigung zur deutschen Ein- 
en zu gelangen, konnte Helmut Kohl 
°"enden. Das sich immer enger zusam- 
enschijeßende Westeuropa wurde für die 
°lker in Mittel- uns Osteuropa zum 

. [rksamen Magneten der Freiheit und des 
Stands. 
Vi eles konnte seit der Gründun« der Eu- 

Paischen Wirtschaftsgemeinschaft 
*vG) vor 40 Jahren erreicht werden: die 
atfung der Zollunion, des Binnen- 

rktes und der Europäischen Union so- 
die Erweiterungen um Großbritanni- 

* Dänemark und Irland 1973, um Grie- 
^nland 1981, um Spanien und Portugal 

ün |    Um.die neuen Bundesländer 1990, 
I     um Osterreich, Schweden und Finn- land i995 

VQ,. 
lst die europäische Einigung nicht 

pa- endet- Nur bei Vollendung der euro- 
Sj ,    en Einigung können wir Deutsche 

Pri H
F
 
Se'n' daß wir im 2' •Jahrhundert ™ 

staC i     Freiheit' Sicherheit und Wohl- 
nd "eben können. 

Die CDU strebt daher folgende 
Ziele an: 
• Einen erfolgreichen Abschluß der Re- 
gierungskonferenz und eine rasche Ratifi- 
zierung ihrer Ergebnisse. Nur so können 
wir ein handlungsfähiges, demokratisch 
legitimiertes und bürgernahes Europa bau- 
en. 
# Die Vollendung der Wirtschafts- und 
Währungsunion gemäß der Stabilitätskri- 
terien und des Zeitplans des Maastrichter 
Vertrags. Nur so können wir die Chancen 
des Binnenmarkts voll ausschöpfen und 
im weltweiten Wettbewerb bestehen. 
# Reformen der Gemeinsamen Agrar- 
und Regionalpolitik sowie des EU-Finan- 
zierungssystems, um auch dadurch zum 
dauerhaften Frieden und zur Stabilisierung 
ganz Europas beizutragen. 
• Die Europäische Union schrittweise um 
Staaten Mittel- und Osteuropas zu erwei- 
tern, denn wenn wir jetzt den Osten Euro- 
pas nicht stabilisieren, wird der Westen 
Europas vom Osten her destabilisiert. 
Die CDU steht von Konrad Adenauer bis 
Helmut Kohl an der Spitze der europäi- 
schen Einigungsbewegung. Die 40 Jahre 
seit Unterzeichnung der Römischen Ver- 
träge zeigen, daß die europäische Eini- 
gung im Interesse aller Deutschen liegt. 
Auch wenn es in der Vergangenheit immer 
wieder Probleme und sogar Rückschläge 
gab, hat sich die CDU nicht beirren lassen, 
sondern mit Geduld und Zuversicht weiter 
am „Haus Europa" gebaut. Die CDU 
bleibt auch in Zukunft ihrem Selbstver- 
ständnis als der deutschen Europapartei 
verpflichtet. ■ 
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Reform der Arbeitsförderung 
endgültig verabschiedet 

Der Deutsche Bundestag hat am 20. 
März den Einspruch des Bundesrates 
gegen das Gesetz zur Reform der Ar- 
beitsförderung zurückgewiesen. Das 
Gesetz kann damit nach Verkündung 
im Bundesgesetzblatt in Kraft treten. 

Mit Rücksicht auf die umfangreichen Um- 
stellungsarbeiten bei der Bundesanstalt für 
Arbeit tritt die grundlegende Reform erst 
zum 1. Januar 1998 in Kraft. Einige neue 
arbeitsmarktpolitische Instrumente sowie 
Neuerungen im Bereich des bestehenden 
arbeitsmarktpolitischen Instrumentariums 
und im Leistungsrecht der Arbeitslosen- 
versicherung und der Arbeitslosenhilfe 
greifen jedoch bereits ab 1. April 1997. 
Dazu erklärte Bundesarbeitsminister 
Norbert Blüm: „Die Instrumente der Ar- 
beitsförderung werden stärker auf eine ge- 
stalterische, aktive Arbeitsvermittlung hin 
orientiert. Um Effizienz und Kreativität zu 
steigern, werden Entscheidungskompetenz 
und Verantwortung nach unten zu den Ar- 
beitsämtern vor Ort verlagert. Mehr Dyna- 
mik, mehr Effizienz und mehr Sparsam- 
keit in der Arbeitslosenversicherung und 
der Arbeitsmarktpolitik - das sind die Zie- 
le dieser Reform. 
Dazu wird das Arbeitsförderungsgesetz, 
das durch zahlreiche Novellen und punk- 
tuelle Veränderungen unübersichtlich und 
kaum noch lesbar geworden war, völlig 
neu geschrieben. Das Recht der Arbeitslo- 
senversicherung wird damit als letzter 
Zweig unseres sozialen Sicherungssy- 
stems kodifiziert und in das Sozialgesetz- 
buch eingegliedert. 
Vorrangiges Ziel bleibt, die Chancen des 

einzelnen Arbeitnehmers auf dem Arbeits- 
markt zu verbessern und ihm bei drohen- 
der oder eingetretener Arbeitslosigkeit die 
individuell erforderlichen Hilfen zu ver- 
mitteln. Damit dies gelingt, ist die Mitwir- 
kung der Betriebe und Unternehmen, aber 
auch des einzelnen Betroffenen Arbeitneh- 
mers notwendig." 
Mit dem Arbeitsförderungsreformgesetz 
können zum 1. April 1997 vor allem fol- 
gende Verbesserungen wirksam werden: 

Neue Instrumente: 
Trainingsmaßnahmen für Arbeitslose zur 
Verbesserung der Eingliederungsaussich- 

Norbert Blüm: Ziel ist es, 
die Chancen des einzelnen 

auf dem Arbeitsmarkt 
zu verbessern. 

ten; neuartiger Eingliederungsvertrag ü'1 

Langzeitarbeitslose mit Übernahme der 
Kosten des Arbeitgebers für Entgeltfort- 
zahlung trotz Nichtleistung der Arbeit; 
Einstellungszuschuß bei Neugründunge11 

für höchstens zwei Arbeitslose gleichzei- 
tig und für jeweils längstens ein Jahr in 
den ersten drei Jahren seit Neugründung- 

Verbesserung von Instrumente11' 
Neuorientierung von Arbeitsbeschaffung' 
maßnahmen auf den 1. Arbeitsmarkt 
(Praktika, Vorrang der Vergabe an U 
nehmen) sowie erleichterte Zuweisung 
junge Menschen ohne Berufsausbildung 

m 
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Gehinderte und notwendiges Anleitungs- 
und Betreuungspersonal und in den neuen 
Ländern Möglichkeit zur Erhöhung des 
^Schusses auf 100 Prozent in den Jahren 
l997 und 1998 bei Absenkung der Ar- 
beitszeit auf mindestens 90 Prozent der 
Glichen Arbeitszeit; Erweiterung der pro- 
duktiven Arbeitsförderung nach § 249h 
^PG in den neuen Ländern auf die För- 
^erfelder „Verbesserung des Wohnumfel- 
ues" und „städtebauliche Erneuerung" so- 
^'e auf Einstellungen in der gewerblichen 
Wirtschaft für höchstens 10 Arbeitnehmer. 

Notwendigkeit: 
-urch die Reform kann das für die Ar- 
'Jeitsmarktpolitik bereitgestellte Geld (in 
Lesern Jahr rund 37 Mrd. DM) wirksamer 

lrigesetzt werden. Insbesondere in den 
euen Ländern kann die Verbesserung der 

^■"beitsbeschaffungsmaßnahmen und der 
Pr°duktiven Arbeitsförderung zu höheren 

Teilnehmerzahlen führen. In den alten 
Ländern können 14 Arbeitsämter in Pro- 
blemregionen wieder in die Höherförde- 
rung einbezogen werden, die wegen der 
Blockade des Bundesrates und des damit 
verbundenen Wegfalls der Berechnung ge- 
trennter Arbeitslosenquoten aus der 
Höherförderung herausgefallen sind. 

Übergangsregelungen: 
Zum 1. April 1997 sind die Übergangsre- 
gelungen zur Erhöhung der Altersgrenzen 
um drei Jahre für die längere Bezugsdauer 
von Arbeitslosengeld nach vollendetem 
42. Lebensjahr sowie für die künftig ein- 
heitliche Anrechnung von Abfindungen 
auf das Arbeitslosengeld in Kraft getreten: 
Für bereits Arbeitslose sowie künftige Ar- 
beitslose, die vor dem 1. April 1997 12 
Monate beschäftigt waren und bis April 
1999 arbeitslos werden, bleibt es beim bis- 
herigen Recht. 

Rentenreform '99 bringt 
Verbesserungen für Frauen 

Anläßlich des Beschlusses des Bun- 
desausschusses der CDU Deutsch- 
lands zur Rentenreform '99 erklärte 
die Vorsitzende der Gruppe der 
Frauen der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, Bärbel Sothmann: 
Ich begrüße den Beschluß des Bundes- 
ausschusses der CDU Deutschlands 
Zur Rentenreform '99. Für uns Frauen 
war es von elementarer Bedeutung, 
daß die Anerkennung von Kinderer- 
2lehungszeiten in der Rentenversiche- 
rung künftig auf der Basis von 100 
Prozent des Durchschnittsentgeltes 
erfolgt. Dadurch kommt die Gleich- 
wertigkeit von Kindererziehung und 
krwerbstätigkeit endlich auch bei der 

Rente tatsächlich zum Ausdruck. Die 
seit langem geforderte additive 
Anrechnung von Kindererziehungs- 
zeiten und betragsbelegten Zeiten wird 
ebenfalls die Rente vieler Frauen 
zusätzlich verbessern. 

Zu begrüßen ist ebenfalls, daß Per- 
sonen, die neben einer Sozialversiche- 
rungspflichtigen Beschäftigung einer 
geringfügigen Nebenbeschäftigung 
nachgehen, in die Sozialversiche- 
rungspflicht einbezogen werden und 
daß dem Mißbrauch geringfügiger 
Beschäftigungsverhältnisse entgegen- 
gewirkt werden soll. Beides waren 
ebenfalls langjährige Forderungen vor 
allein von Frauen. 
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Ein wichtiges Signal 
für Konjunktur und Arbeitsmarkt 

Zu der Verabschiedung eines 25-Milli- 
arden-Mark-Programms erklärte der 
mittelstandspolitische Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Hans- 
jürgen Doss: 
Das vom Bundeskabinett beschlossene 25- 
Milliarden-Mark-Paket ist ein wichtiges 
Signal für Konjunktur, Arbeitsmarkt und 
private Initiative, das den Etat des Bundes 
nicht belastet und damit auch das Ziel der 
Qualifizierung der Bundesrepublik für den 
EURO nicht gefährdet. Der Bund geht an- 
gesichts knapper Haushaltsmittel den rich- 
tigen Weg der Mobilisierung privaten Ka- 
pitals für öffentliche Aufgaben. 
Die Unterstützung von Existenzgründern 
und jungen mittelständischen Unterneh- 
men durch zinsverbilligte Kredite und 
Sicherungsfonds ist ein nicht zu unter- 
schätzender Beitrag zur Schließung der 
Unternehmerlücke in Deutschland. Mit 
dem neu geschaffenen Haftungsfonds wird 
zudem eine gute Voraussetzung zur Mobi- 
lisierung privaten Risikokapitals geschaf- 
fen. Der Beteiligungsfonds Ost trägt dane- 
ben den besonderen Problemen der noch 
jungen kleinen und mittleren Betriebe in 
den neuen Ländern Rechnung, die häufig 
mit einer äußerst knappen Eigenkapital- 
decke zu kämpfen haben. Die Initiative 
des Bundes zur Unterstützung von Exi- 
stenzgründern und jungen Unternehmen 
sollte für die Banken Anlaß sein, bei der 
Kreditvergabe für diesen Kreis in Zukunft 
selbst mutiger zu sein. 
Direkte Auswirkungen auf Arbeitsmarkt 
und Konjunktur sind von der Aufstockung 
des Modernisierungs- und COi-Pro- 
gramms der Kreditanstalt für Wiederauf- 
bau zu erwarten. Gerade Modernisierun- 
gen sind eine klassische Domäne der klei- 

nen und mittleren Bauunternehmen, die 
auch das Gros der Arbeitsplätze in dieser 
Branche stellen. 
Ähnliches gilt für das C02-Programm, das 
mit seinen zusätzlichen zwei Milliarden 
DM nicht nur einen wichtigen Beitrag 
zum Klimaschutz, sondern auch zur Entla- 
stung des Arbeitsmarktes leisten wird. Es 
kann davon ausgegangen werden, daß die 
Aufstockung des C02-Programms zusätz- 
liche Investitionen von insgesamt vier 
Milliarden DM auslösen wird, was etwa 
40.000 bis 50.000 Arbeitsplätzen ent- 
spricht. 
Ein in jeder Hinsicht wichtiges und not- 
wendiges Signal ist die private Vorfinan- 
zierung von öffentlichen Bauvorhaben m> 
einem Volumen von insgesamt fünf Mil'1' 
arden DM. Dieses kann jedoch lediglich 
ein Anfang sein. Nicht nur der Bund, son- 
dern auch Länder und Kommunen sollten 
für die Zukunft konsequent den Weg der 
Mobilisierung privaten Kapitals für öften ' 
liehe Infrastrukturvorhaben von Straßen 
und Schienenwegen bis hin zu Kläranla- 
gen sowie für öffentliche Hochbauten vef' 
breitern. Auf diese Weise kann verhindert 
werden, daß der weiter notwendige ölten 
liehe Sparkurs zu Lasten der wirtschaft- 
lichen Entwicklung geht. 
Die immer wieder zu hörende Kritik, die 
private Vorfinanzierung öffentlicher Bai1' 
vorhaben werde unter dem Strich teurer 
als öffentliche Direktinvestitionen, geht 
ins Leere. Wer ausschließlich die direkte' 
Kosten öffentlicher Investitionen und prl' 
vater Vorfinanzierung vergleicht, spring• 
zu kurz. Weitere Arbeitsplatzverluste et 
in der Bauwirtschaft belasten nämlich zü 

sätzlich die ohnehin schon überlasteten ^ 
sozialen Sicherungssysteme. 
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Konzept zur Verstetigung 
beschäftigungsfördernder 

Investitionen 

°"e Kreditanstalt für Wiederaufbau 
J|nd die Deutsche Ausgleichsbank wer- 
en zur Verstetigung beschäftigungsför- 
ei*nder Investitionen und zur Bekämp- 
Ung der Arbeitslosigkeit ein Maßnah- 

Jjenpaket im Umfang von ca. 20 Mrd. 
°M durchführen. 

jle' der Maßnahmen ist die Stärkung der 
nvestitions- und Wachstumsdynamik, die 
nt'astung des Arbeitsmarktes und die 
nterstützung der Bauwirtschaft. Durch 

Us Konzept werden Investitionen in die 
. "^Struktur, die Wohnungswirtschaft und 

iiittelständischen Unternehmen sowie 
le Wagniskapitalausstattung für kleine 

. u niittlere Unternehmen gefördert, die 
erwiegend noch 1997 beschäftigungs- 

lrksam werden. 
m einzelnen sind folgende Maßnahmen 
0rgesehen: 

^fVV-Infrastrukturprogramm: 
^ Mrd. DM 

r Finanzierung kommunaler Investitio- 
,,en 'n 1997 wird für die alten Bundeslän- 
der f> 
4   e'n Kreditvolumen von insgesamt 
e- ^rd. DM mit einer Zinsverbilligung um 
Q en Prozentpunkt angeboten. Für die 
re- binden entsteht ein wesentlicher An- 
■     Zur beschleunigten Durchführung 

^niunaler Investitionsvorhaben. 

rej?   zt wird die Maßnahme um den be- 
' v°rgesehenen Plafond mit noch gün- 

^Men Sonderkonditionen von insgesamt 
rd. DM für die neuen Bundesländer. 

KfW-Wohnraum-Modernisie- 
rungsprogramm: 3 Mrd. DM 
Um dem besonders hohen Sanierungsbe- 
darf von industriell gefertigten Wohnge- 
bäuden in den neuen Ländern Rechnung 
zu tragen, stellt die KfW im Rahmen des 
bestehenden Programms, das bereits eine 
Zinsverbilligung um bis zu 2 Prozent- 
punkte aus Haushaltsmitteln des Bundes 
vorsieht, für 1997 ein Kreditvolumen von 
3 Mrd. DM zu einem Zinssatz von z. Z. 
3,75 v. H. zur Verfügung, um die Durch- 
führung von Instandsetzungs- und Moder- 
nisierungsmaßnahmen bei Plattenbauten 
vorzuziehen und auszuweiten. Die Zins- 
verbilligung aus Eigenmitteln der KfW 
macht 1 Prozentpunkt aus. 

KfW-Programm zur 
C02-Minderung: 2 Mrd. DM 
Das bestehende Programm zur Förderung 
von Investitionen zur Verbesserung der 
Wärmedämmung sowie zur Umstellung 
veralteter Heizungen wird um 2 Mrd. DM 
zu einem Zinssatz von derzeit 5 v. H. 
(Zinsverbilligung 2 v. H.-Punkte) aufge- 
stockt. Seine Verwendungsmöglichkeiten 
werden verbreitert. 

KfW-Programm zur 
Wohneigentumsförderung für 
junge Familien: 2 Mrd. DM 
Um den Bau oder Erwerb selbstgenutzten 
Wohneigentums zu fördern, werden jun- 
gen Familien nachrangig zu besichernde, 
über den Beleihungsspielraum der Banken 
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hinausgehende Kredite zu Sonderkonditio- 
nen (Zinsverbilligung 0,5 v .H.-Punkte) 
angeboten. Die KfW stellt hierfür ein Kre- 
ditvolumen von 2 Mrd. DM zur Verfü- 
gung. 

DtA-Kreditprogramm: Investitio- 
nen zur Schaffung von zusätzli- 
chen Arbeitsplätzen: 2 Mrd. DM 
Junge, wachsende mittelständische Unter- 
nehmen können 1997 für Investitionen, 
die der Schaffung zusätzlicher und der Si- 
cherung bestehender, insbesondere auf 
Dauer angelegter Arbeitsplätze dienen, 
zinsgünstige Darlehen im Rahmen des 
DtA-Existenzgründungs-Programms er- 
halten. Die DtA stellt hierfür ein zusätzli- 
ches Kreditvolumen von 2 Mrd. DM zur 
Verfügung. 

DtA-Haftungsfonds für 
wachstumsstarke junge 
Unternehmen: 500 Mio. DM 
In Ergänzung zum Eigenkapitalhilfe-Pro- 
gramm wird die DtA einen Haftungsfonds 
für junge wachstumsstarke Unternehmen 
auflegen, durch den die Mobilisierung pri- 
vaten Risikokapitals gefördert, der Gang 
zur Börse erleichtert und eine ausreichen- 
de Haftkapitalbasis junger Unternehmen 
gesichert werden wird. Vorbild ist das in 
der Innovationsförderung bewährte 
Co-Investment-Modell. 

Finanzierung immaterieller 
Investitionen: 3 Mrd. DM 
Um der zunehmenden Bedeutung von Hu- 
mankapital und Qualifizierung Rechnung 
zu tragen, wird die DtA im Rahmen ihres 
Existenzgründungsprogramms zukünftig 
auch günstige Darlehen zur Finanzierung 
immaterieller Investitionen wie Qualifizie- 
rung, Weiterbildung, Markterschließung 
und Auftragsvorfinanzierung anbieten. Die 
DtA sieht hierfür ein Kreditvolumen von 1 
Mrd. DM vor. Für bestehende Unterneh- 

men bietet sich wie bisher die gleiche Mög' 
lichkeit auch im M-Programm der KfW an- 
Die Betriebsmittel- bzw. Liquiditätshilfe- 
kredite von DtA bzw. KfW werden jeweils 
um 1 Mrd. DM aufgestockt. 

DtA: 40%ige Haftungsfreistel- 
lung im Westen: 1 Mrd. DM 
Existenzgründern und jungen Unterneh- 
men im Westen, die nicht im erforderli- 
chen Umfang über bankübliche Sicherhei- 
ten verfügen, wird die DtA künftig in den 
Existenzgründungsprogrammen eine teil- 
weise Haftungsfreistellung anbieten. 

ERP-Kredite: 1 Mrd. DM 
Das ERP-Aufbauprogramm (Ost) wird um 
1 Mrd. DM aufgestockt, und die Vergabe- 
konditionen werden verbessert (Erhöhung 
des Finanzierungsanteils von 50 auf 75 1° 
die Möglichkeit der Überschreitung des 
Höchstbetrages von 2 Mio. DM wird ein- 
geräumt und die Antragstellung unter 
bestimmten Bedingungen auch größeren 
Unternehmen ermöglicht). 

Beteiligungsfonds Ost: 2 Mrd. V^ 
Durch den Beteiligungsfonds Ost werden 
mittelständischen Unternehmen in den 
neuen Bundesländern günstige Beteili- 
gungsfinanzierungen bzw. Mittel mit ei- 
genkapitalähnlichem Charakter zur VerfU' 
gung gestellt. 
KfW und DtA werden aus eigenen Mit^ 
eine Aufstockung um jeweils 1 Mrd. DI" 
vornehmen. 

Stärkere Einbeziehung von 
privatem Kapital in die 
Finanzierung von öffentlichen 
Investitionen 
Es sollen wirtschaftlich sinnvolle Mög- 
lichkeiten genutzt werden, um verstärk 
privates Kapital für die Bewältigung v0^ 
öffentlichen Infrastrukturaufgaben - z- 
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Aus der Bildungsarbeit in Eichholz 
Die jüngsten Statistiken zur Krimi- 

nalitätsentwicklung in Deutsch- 
land geben zu Besorgnis Anlaß: Sie 
lassen nämlich auf zunehmende Ge- 
waltbereitschaft unter Jugendlichen 
schließen. 

Zahlreiche Veranstaltungen im Bil- 
dungszentrum Schloß Eichholz ha- 
ben diese Thematik zum Gegen- 
stand. Darüber hinaus pflegt es je- 
weils darum zu gehen, sich im Ge- 
spräch mit Fachleuten über Möglich- 
keiten zur Reduzierung abweichen- 
den Verhaltens zu verständigen. 

Eine der nächsten hierzu anberaum- 
ten größeren Treffen, zu dem Inter- 
essierte im gesamten Bundesgebiet 
eingeladen sind: 

Veranstaltung Nr. 77 

Kinder- und Jugendkriminalität: 
Herausforderung für Erziehung 
und Rechtsstaat 

Eichholzer Forum 

11. bis 12. April 1997 

Hauptthemen: 

• Elterliche Erziehung - die Familie 
als primäre Sozialisationsinstanz 

• Wie sollten Eltern ihre Kinder er- 
ziehen? - Die Bedeutung der er- 
sten Lebensjahre für die soziale 
Entwicklung. 

• Die Erziehungsproblematik aus 
der Sicht der Jugendhilfe. 

• Aktuelle Bedingungen schulischer 
Erziehung aus der Sicht eines 
Praktikers. 

• Erziehung in Heimen und im Straf- 
vollzug 

• Das geplante neue Jugenstraf- 
recht 

An den Fachgesprächen werden 
sich Rechtsexperten aus dem Bun- 
desarbeitskreis Christlich-Demokrati- 
scher Juristen (BACDJ) sowie weite- 
re Wissenschaftler und Praktiker aus 
den Bereichen Pädagogik, Psycholo- 
gie und Kriminologie beteiligen. 

Weitere Informationen / 
Anmeldungen: 

Konrad-Adenauer-Stiftung e.V. 
Bildungszentrum 
Schloß Eichholz, Postfach 13 31 
D-50387 Wesseling 
Fax-Nr. (0 22 36) 7 07-2 30 

b
ür Verkehrswege und öffentliche Hoch- 

.y teri ~ zu gewinnen. Privates Anlageka- 
i. al steht zu niedrigen Zinsen im großen 
. jntang zur Verfügung. Die Bauwirtschaft 
tel     Ql{- m'1 selbst eingeworbenen Mit- 
?.if-    rt Infrastrukturinvestitionen durch- 
p unren, wo rein öffentlich getragene 

Jekte zunächst noch zurückgestellt 
erden müßten. 

■^ort       Einsatz privater Finanzierungs- 
...  flelle (z. R  he^timmte Arten des. I e.a- s'ne % oetreibermodelle) könnten Investiti- 

onsengpässe begrenzt werden. Die zusätz- 
liche Investitionsnachfrage hilft zugleich 
der Bauindustrie, ihre Kapazitäten gleich- 
mäßiger auszulasten und so die Beschäfti- 
gung zu stabilisieren. 
Ziel ist es, neue Wege befristet und mit 
einem klar definierten Volumen bis zu 
5 Mrd. DM zu erproben. Selbstverständ- 
lich ist bei allen Finanzierungs-Modellen 
die Wirtschaftlichkeit - unter Einbezie- 
hung der positiven gesamtwirtschaftlichen 
Effekte - zu prüfen. ■ 
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Vorrang für Beschäftigung 
Neue Initiativen für den Aufbau Ost 

In den zurückliegenden Jahren hat der 
Aufbauprozeß in den neuen Ländern 
außerordentliche Fortschritte gemacht. 
Die neuen Länder verfügen inzwischen 
auf vielen Gebieten über eine moderne- 
re Infrastruktur als die westdeutschen 
Länder, beispielsweise wurde die dorti- 
ge Telekommunikation vollständig digi- 
talisiert. Industrie und Dienstleistungen 
wachsen nach dem starken Aufwärts- 
trend der Anfangszeit derzeit immer 
noch mit Wachstumsraten deutlich über 
5 Prozent. Die Exportanteile ostdeut- 
scher Unternehmen nehmen weiter zu. 
Dennoch befindet sich die wirtschaftliche 
Entwicklung in den neuen Ländern derzeit 
in einer schwierigen Phase. Die registrier- 
te Arbeitslosigkeit hat sich im Januar in 
Ostdeutschland auf knapp 18,7 Prozent 
(Alte Länder: 10,6 Prozent) erhöht. Mit 2 
Prozent lag die gesamtwirtschaftliche 
Wachstumsrate in den neuen Ländern nur 
noch geringfügig über der westdeutschen 
Wachstumsrate. Der Aufbauprozess hat 
sich damit im Vergleich zu den Vorjahren 
deutlich abgeschwächt. Eine Besserung ist 
auch für 1997 nicht in Sicht. 
Insbesondere die Bauwirtschaft verliert 
nach dem Bauboom der Anfangszeit an 
Zugkraft. Dies erklärt sich mit dem An- 
passungsprozess an die alten Bundeslän- 
der und ist Ausdruck einer gewissen Nor- 
malisierung in dieser Branche. Der Auf- 
schwung muß aber aufgrund dieser Ent- 
wicklung zunehmend von anderen Wirt- 
schaftszweigen getragen werden. Trotz 
weiterhin hoher Wachstumsraten im verar- 
beitenden Gewerbe und im Dienstlei- 
stungsbereich hat auch hier die Entwick- 
lung an Dynamik verloren. 

Weiterführende Maßnahmen sind drin- 
gend erforderlich. Für die künftige Ent- 
wicklung in den neuen Ländern ist das 
Verhalten aller wirtschaftlichen Akteure - 
Politik in Bund und Ländern, Unterneh- 
mer, Gewerkschaften - in den nächsten 
Jahren ganz entscheidend. Um den wirt- 
schaftlichen Aufholprozess wieder zu be- 

Beschluß des 
Geschäftsführenden Vorstands 

der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion anläßlich seiner 
Klausurtagung in Berlin 

am 16./17. März 

schleunigen, müssen alle stärker als bishe 
an einem Strang ziehen. 
Wir halten folgende zehn Punkte für vor- 
dringlich: 

1. Förderung der 
Innovationstätigkeit 

Innovationen entscheiden über die Zu- 
kunftsfähigkeit einer Volkswirtschaft. E,n 

auch regional ausgewogene Verteilung 
von FuE-Kapazitäten ist eine der Grund- 
voraussetzungen für eine gleichmäßige 
wirtschaftliche Entwicklung in Deutsch- 
land. In den neuen Bundesländern beste"1 

noch Nachholbedarf. 
Bewährte Forschungsförderprogramme' 
die zum Teil an Personalkosten ansetzen- 
sollen daher fortgesetzt werden. Eine rö 
derate Aufstockung geeigneter Program11 

ist zu prüfen. 
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außerdem ist die Einführung einer Inno- 
vationszulage auf FuE-Personal geeignet, 
entscheidende Beiträge zur Aufarbeitung 
der in der ostdeutschen Industriefor- 
schung entstandenen Defizite zu leisten. 
~er verstärkte Aufbau von „Know-how- 
Zentren" und Informationsbörsen zur 
Verbesserten Beurteilung von Unter- 
^ehmensideen bei der Kapitalbeschaf- 
fung wird angeregt. 

*• Eigenkapitalbasis stärken 
pe Mehrzahl der kleinen und mittleren 
Unternehmen in den neuen Ländern ist 
nicht ausreichend kapitalisiert. Die oft- 
mals dünne Eigenkapitaldecke und die da- 
^ verbundene verminderte Finanzkraft 
er Unternehmen in den neuen Ländern 

Schwächt deren Investitionsfähigkeit und 
erringert die Möglichkeiten zur Er- 

Schließung neuer Märkte. 
r°ße Steuerreform und Gewerbesteuerre- 

0rrn sind unerläßliche Bestandteile einer 
°litik zur Stärkung der Eigenkapitalbasis 
°n Unternehmen auch in den neuen Län- 

dern. 
b 
Stehende Eigenkapitalhilfe- und Exi- 

j,enzgründungsprogramme sind angesichts 
res bisherigen Erfolges und der bekann- 
Q Schwierigkeiten, private Kapitalgeber 

, rJUnge, innovative Unternehmen zu fin- 
j]> beizubehalten. Der Förderzeitraum ist 

fünf Jahre auszudehnen. 
p °tz einer hohen gesamtwirtschaftlichen 
^sParnis fällt auf, daß sich private Anle- 

rnit ihrem Geldvermögen nur in sehr 
u  lngem Umfang am Produktivvermögen 

eiligen. Eine neue Initiative zur Vermö- 
nsbildung muß den besonderen Bedin- 

D   L6n ln ^en neuen Bundesländern 
Innung tragen. 

•   §rund der angespannten Eigenkapital- 
r,e     

0n weisen die Unternehmen in den 
ke-  n Ländern eine besondere Anfällig- 
se. ,?e8en Zahlungsrückstände auf. Ge- 

•che Regelungen sind daher mit dem 

Ziel zu überprüfen, die Zahlungsmoral zu 
verbessern. 

3. Neue Investitionsoffensive im 
Unternehmenssektor 

Nur über Investitionen ist eine Umkehr der 
Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt zu errei- 
chen und können dauerhafte Arbeitsplätze 
geschaffen werden. Der langsamere Verlauf 
des Aufbauprozesses in den neuen Ländern 
macht eine Verlängerung der Investitions- 
förderungsmaßnahmen im Unternehmens- 
sektor notwendig. Das von der Bundesre- 
gierung geplante "Konzept zur Verstetigung 
beschäftigungsfördernder Investitionen" ist 
daher ausdrücklich zu begrüßen. 
Die bisherige Förderung über Sonderab- 
schreibungen ist dabei durch eine Verbes- 
serung der Investitionszulagen abzulösen. 
Investitionszuschüsse im Rahmen der Ge- 
meinschaftsaufgabe sind beizubehalten. 

4. Verbesserung des Marktzu- 
gangs für ostdeutsche Güter 

In den neuen Ländern muß die Produktion 
erhöht werden. Dies muß vor allem über 
die Steigerung der Nachfrage nach ost- 
deutschen Gütern geschehen. Ostdeutsche 
Unternehmen müssen daher auch weiter- 
hin angemessen an öffentlichen Aufträgen 
beteiligt werden. Aus diesem Grund ist der 
sogenannte Zubenennungserlaß beizube- 
halten. Mittel zur Inlands- und Auslands- 
messeförderung sind verstärkt auf die 
Werbung für Produkte und Unternehmen 
aus den neuen Ländern auszurichten. Mit- 
tels Umschichtungen im Haushalt des 
Bundeswirtschaftsministeriums sind zu- 
sätzliche Mittel für den Wachstumsbereich 
Fremdenverkehr bereitzustellen. Die Ver- 
einbarungen des Gesprächs zwischen 
großen deutschen Handelsunternehmen 
und Bundeskanzler Helmut Kohl vom 20. 
Februar 1997 zur Einkaufsoffensive ost- 
deutscher Produkte sind umgehend umzu- 
setzen. 
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5. Neuorientierung der 
Förderpolitik 

Die Wirtschaftsförderung in den neuen 
Ländern muß auch in den nächsten Jahren 
auf hohem Niveau beibehalten werden. 
Staatliche Maßnahmen sind besonders auf 
Schlüsselbereiche, wie verarbeitendes Ge- 
werbe und industrienahe Dienstleistungen, 
zu konzentrieren. Die Förderpolitik ist 
grundsätzlich stärker zu bündeln. Das För- 
derinstrumentarium ist weiter zu vereinfa- 
chen und soll entsprechend der sich ver- 
bessernden wirtschaftlichen Lage stärker 
auf Gewährung von befristet zur Verfü- 
gung gestellten Finanzierungshilfen ohne 
enge Zweckbindung abgestellt werden. 

6. Infrastrukturmaßnahmen 
vorantreiben 

Infrastrukturmaßnahmen verbessern die 
Voraussetzungen für private Investitionen 
und sind deshalb vorrangiges Ziel der 
Wirtschaftsförderung. Der Abbau vorhan- 
dener Defizite der kommunalen Infra- 
struktur hat Priorität. Angesichts der 
schwierigen Haushaltssituation der 
Gebietskörperschaften müssen die Mög- 
lichkeiten der Privatfinanzierung stärker 
genutzt werden. Hierzu sind vorrangig Be- 
treiber- und Leasingmodelle heranzuzie- 
hen. Mit dem von der Bundesregierung 
geplanten „Konzept für Verstetigung 
beschäftigungsfördernder Investitionen" 
wird ein wichtiger Beitrag zur verstärkten 
Privatfinanzierung von Infrastruktur 
geleistet. 

7. Beschäftigungsorientierte 
Lohnpolitik 

Die Faustformel, wonach die Löhne so 
stark steigen sollten wie die Produktivität, 
hat nur bei Vollbeschäftigung Gültigkeit. In 
einer Situation mit hoher Arbeitslosigkeit 
und einer Entwicklung, in deren Verlauf die 
Löhne über längere Zeit stärker gestiegen 
sind als die Produktivität, muß eine andere 

Regel gelten. In einer solchen Situation 
müssen Lohnabschlüsse unterhalb der Pro- 
duktivitätssteigerung realisiert werden. 
Der öffentliche Dienst soll nicht Lohnfüh- 
rer sein, sondern sich regionalen Gegeben- 
heiten anpassen. 

8. Reform des Flächentarif- 
vertrags 

Derzeit besteht kein gesetzlicher, wohl 
aber tarifpolitischer Handlungsbedarf. Vor 
dem Hintergrund der besonderen Heraus- 
forderungen in den neuen Ländern komm1 

betrieblichen Tariföffnungsklauseln, die 
von Tarifvertragsparteien vereinbarten be- 
stimmten Regeln und Voraussetzungen un- 
terliegen, besondere Bedeutung zu. Auf- 
grund der hohen Flexibilität dieses Mo- 
dells sind die Tarifvertragsparteien aufge- 
fordert, verstärkt von der sogenannten 
Menülösung Gebrauch zu machen. 

9. Effizienz der aktiven Arbeits- 
marktpolitik erhöhen 

In der aktiven Arbeitsmarktpolitik müssen 
strukturelle Reformen vorgenommen wer- 
den, deren oberste Maxime die Eingliede' 
rung in den ersten Arbeitsmarkt ist. Wie 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen haben 
auch Maßnahmen zur Fortbildung und   § 
Umschulung auf Dauer nur eine Berechti- 
gung, wenn sie die Chancen der Teilneh- 
mer auf einen regulären Arbeitsplatz er- 
höhen. Lohnkostenzuschüsse müssen Vo ' 
rang vor AB-Maßnahmen haben. Deswe- 
gen ist schnellstmögliches Inkrafttreten 
der Reform des Arbeitsförderungsrechtes 
notwendig. 

10. Deregulierung zur Verbesse- 
rung gesetzlicher Rahmenb^' 
dingungen für die Wirtscha» 

Eine Reform der rechtlichen Rahmenbe- 
dingungen kann vorhandene Kräfte frei' 
setzen, indem durch Deregulierung, Vef 
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Steuerreformgesetz 1998: Wichtige 
Impulse für Wachstum und Beschäftigung 

Zur Verabschiedung des Kabinett- 
entwurfs des Steuerreformgesetzes 
1998 am 18. März erklärte der 
Bundesfinanzminister Theo Waigel: 
Das Bundeskabinett hat dem Entwurf 
des Steuerreformgesetzes 1998 zuge- 
stimmt. Dieser Gesetzentwurf setzt in 
einem ersten Reformschritt die Vor- 
schläge der Steuerreformkommission 
um, die schon ab 1. Januar 1998 wirk- 
sam werden sollen. Im Mittelpunkt 
des Gesetzentwurfs stehen die Vermin- 
derung der ertragsteuerlichen Bela- 
stung für gewerbliche Einkünfte und 
die Rückführung des Solidaritätszu- 
schlags. 

Der Solidaritätszuschlag wird zum 1. 
Januar 1998 von 7,5 v.H. auf 5,5 
v- H. und damit um mehr als ein Vier- 
tel gesenkt. Die Steuerzahler werden 
dadurch um 7,5 Mrd. DM netto entla- 
stet. Dies wird die private Nachfrage 
stärken und den Investitionsspielraum 
der Unternehmen erhöhen. 

Zur steuerlichen Entlastung der Unter- 
lehmen wird der Körperschaftsteuer- 
satz für einbehaltene Gewinne von 45 
v- H. auf 40 v. H., für ausgeschüttete 

Gewinne von 30 v. H. auf 28 v. H., für 
ermäßigt besteuerte Gewinne von 42 
v. H. auf 37 v. HL sowie der Einkom- 
mensteuerhöchstsatz für gewerbliche 
Einkünfte von 47 v. H. auf 
40 v. H. gesenkt. Die Verminderung 
dieser Steuersätze wird durch Maß- 
nahmen im Bereich der Unterneh- 
mensbesteuerung aufkommensneutral 
gegenfinanziert. 

Das Steuerreformgesetz 1998 wird die 
Wachstumskräfte stärken. Die Steuer- 
sätze sind im internationalen Vergleich 
ein wichtiger Standortfaktor. Der Stan- 
dort Deutschland wird durch die um- 
fangreichen Steuersatzsenkungen auch 
für ausländische Investoren erheblich 
an Attraktivität gewinnen. Diese Struk- 
turreform mit niedrigeren Steuersätzen 
und einer breiteren Bemessungsgrund- 
lage wird bereits in diesem Jahr ihre 
positive Wirkung entfalten. Kein klu- 
ger Investor sollte es sich jetzt entge- 
hen lassen, zu noch konkurrenzlos 
günstigen Abschreibungssätzen zu in- 
vestieren und die Investitionsgewinne 
später zu niedrigen Steuersätzen zu 
versteuern. 

^'tungsvereinfachung und Entbürokrati- 
^ rung private Initiativen auf dem Gebiet 

Wirtschaft erleichtert und verbessert 

«Uif" ^aner 'st e'n Maßnahmenpaket 
|.   den Weg zu bringen, das die Deregu- 
A   Un8 und Verwaltungsvereinfachung in 
s0  

neuen Bundesländern vorantreibt und 
^ einen Beitrag zum Aufschwung der 
v.   ^ehaft leistet. Bei der Genehmigung 
leh      naben' d'e wirtschaftlichen Unter- 
un /"Ungen dienen, sollten Experimentier- 

^■°dellklauseln eingeführt werden; 

insbesondere sind das Projektmanagement 
und das Auditverfahren, im Sinne einer 
Privatisierung bisher staatlich wahrge- 
nommener Aufgaben, einzuführen. 
Durch Öffnungs- und/oder Experimentier- 
klauseln könnten Bundesgesetze für eine 
vereinfachende anderweitige Gesetzge- 
bung der neuen Länder geöffnet werden. 
Auch könnten die neuen Länder für einen 
befristeten Zeitraum ermächtigt werden, 
durch Landesgesetze von Personal-, Sach- 
und Verfahrensstandards abzuweichen.   ■ 
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Für Jahresarbeitszeit und 
Jahreseinkommen 

Bundesbauminister Klaus Töpfer hat 
gemeinsame Kraftanstrengungen zur 
Stabilisierung der Baukonjunktur 
gefordert. Dabei müsse die Zusammen- 
arbeit zwischen öffentlicher Hand und 
privater Wirtschaft neu organsiert 
werden, um Investitionen anzustoßen 
und gleichzeitig den Sparkurs der öf- 
fentlichen Hand fortzusetzen. 
Damit reagierte Töpfer auf die jüngsten, 
pessimistischen Konjunkturprognosen des 
Baugewerbes, aber auch auf die berechtig- 
ten Sorgen der IG Bauen-Agrar-Umwelt 
(IG Bau) um die Sicherheit der Arbeits- 
plätze. Der Handlungsbedarf in der 
Schlüsselbranche Bau sei unübersehbar. 
Die großen Strukturprobleme und der 
Handlungsbedarf in der Schlüsselbranche 
Bau, in der jeder zehnte Arbeitnehmer be- 
schäftigt sei, seien unübersehbar. So müs- 
se sich die Branche mit der ausländischen 
Billiglohnkonkurrenz auseinandersetzen. 
Töpfer verwies in diesem Zusammenhang 
auf die Zuversicht des Baugewerbes, die- 
ses Problem bei geeigneten Gegenmaß- 
nahmen, wie Qualifizierung der Bauarbei- 
ter, Kostenreduzierung und Verbesserung 
der betrieblichen Ablauforganisation, be- 
wältigen zu können. 
1996 seien die Bauinvestitionen in 
Deutschland um 2,7 Prozent auf rund 500 
Milliarden Mark zurückgegangen. Auch 
für dieses Jahr müsse mit einem weiteren 
spürbaren Rückgang gerechnet werden. 
Durch die Bauschwäche werde der Ar- 
beitsmarkt stark belastet. In der Baubran- 
che seien zur Zeit mehr als 400.000 Bau- 
arbeiter arbeitslos. An die eigene Adresse 
unterstrich Töpfer, daß allein mit der Ein- 
führung der Eigenheimzulage durch die 
Bundesregierung eine Stabilisierung der 
Nachfrage gelungen sei. 

Die Zahl der Baugenehmigungen für 
Eigenheime sei stetig gestiegen. In den 
letzten Monaten des vergangenen Jahres 
habe sich eine Beschleunigung des An- 
stiegs auf über 20 Prozent abgezeichnet. 
Dies sei um so wichtiger, weil im oberen 
Marktsegment des Mietwohnungsbaus 
eine Sättigung eingetreten sei, die sich 
bereits in sinkenden Neuvertragsmieten 
widerspiegele. Dadurch würden Investitio- 
nen zusätzlich erschwert. 
Ganz anders als bei den Baugenehmigun- 
gen von Einfamilienhäusern sehe es im 
öffentlichen Bau aus. Der Rückgang der 

Bundesbauminister 
Klaus Töpfer: Nachfrage nach 

Bauleistungen muß belebt 
werden 

Investitionen um 6,8 Prozent allein im 
vergangenen Jahr wirke konjunkturpoli- 
tisch eindeutig prozyklisch. Er müsse 
daher so schnell wie möglich gestoppt 
werden. Hier seien private Finanzierung8' 
modeile ein wichtiges Instrument, durch 
das Investitionen vorangebracht werden 
könnten, ohne daß öffentliche Haushalte 
zusätzlich belastet würden. Töpfer nannte 
als Beispiel Betreibermodelle, beispiels- 
weise für Kläranlagen, bei denen ein 
privater Investor die Kläranlage baue uj 
über die Gebühren der Bürger „bezahlt 
werde. 

Bis zu 30 Prozent niedrigere 
Baukosten 

dal3 

Die Erfahrungen der Länder belegten,» 
bei privaten Finanzierungsmodellen bis 
30 Prozent der Baukosten eingespart *e 
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£en könnten. Durch eine konsequente 
f^ivatisierung öffentlicher Bauleistungen 
gönnten in den Bereichen öffentlicher 
^°chbau, Energieversorgung, Wasser und 
Abwasser sowie im Verkehrswesen Inve- 
f^tionsstaus in Milliardenhöhe aufgelöst, 
könnte der Druck auf den Arbeitsmarkt 
§emildert werden. Töpfer erinnerte daran, 

aß bereits ein Bauvolumen von einer 
^'Hiarde Mark mindestens 13.000 Ar- 
e'tsplätze sichere. Vor jeder Investitions- 

^ntscheidung der öffentlichen Hand soll- 
en deswegen Wirtschaftlichkeitsverglei- 
..^5 durchgeführt und geprüft werden, ob 
ttentlicher Eigenbau oder ein privates 
,nanzierungsmodell günstiger sei. 
enn verstärkt öffentliche Bauleistungen 

Wlvat finanziert würden, könnten trotz des 
'chtigen Sparkurses der öffentlichen 
and Investitionen und Arbeitsplätze gesi- 
en, öffentliche Infrastrukturen vorange- 
acnt, könnte der gravierende Strukturan- 
ssungsprozeß in der Bauwirtschaft er- 

. ,chtert werden. Gemeinsam mit dem 
. ^deswirtschafts- und dem Bundesver- 
^rsminister, den Verbänden der Bau- 
nj

lrtschaft und der IG Bau habe er vor we- 
gen Tagen beim 2. Branchendialog Bau 

die Weichen für „mehr Privatisierung öf- 
fentlicher Bauvorhaben" gestellt. 

Keine Rückkehr zum Schlecht- 
wettergeld 
Gefordert seien aber auch die Tarifpartner. 
Sie müßten in konstruktiven Verhandlun- 
gen alles daran setzen, akuteile Probleme 
dieser Schlüsselbranche zu lösen. Gemein- 
sam müßten Bauarbeitgeber und -nehmer 
Modelle für eine ganzjährige Beschäfti- 
gung am Bau erarbeiten. Das Über- 
brückungsgeld, das vor gut einem Jahr als 
Nachfolgeregelung für das Schlechtwet- 
tergeld eingeführt worden sei, habe seine 
Bewährungsprobe in der Praxis offenbar 
nicht bestanden. Es habe sich gezeigt, daß 
Mitarbeiter während der Wintermonate 
entlassen würden, um Kosten für das 
Überbrückungsgeld zu sparen. Dennoch 
könne es in einer Zeit, in der alles daran 
gesetzt werden müsse, die Lohnzusatz- 
kosten zu senken, keine Rückkehr zum 
Schlechtwettergeld geben. Die Tarifpartei- 
en in der Bauwirtschaft müßten sich viel- 
mehr auf die Einführung von Jahresar- 
beitszeit und Jahreseinkommen für Bauar- 
beiter verständigen. 

Neuer Bundesvorstand der RCDS 
JJer Bochumer Jura-Student Oliver 
Wölken (24) ist neuer Bundesvorsit- 
*ender des Rings Christlich-Demo- 
kratischer Studenten (RCDS). Der 
j^sherige Landesvorsitzende des 
**CDS Nordrhein-Westfalen wurde 
auf der 50. Bundesdelegiertenver- 
^nimlung des Studentenverbandes 
^nfang März in Bogensee bei Berlin 
Iur ein Jahr gewählt. 
^um neuen Stellvertretenden Bundes- 

0rsitzenden und Bundesschatzmeister 
Wählten die Delegierten den 25jähri- 
§en BWL-Studenten Frank Koßack 

(TU Berlin), bisher Landesschatzmei- 
ster des RCDS Berlin-Brandenburg. 

Weiterer Stellvertretender Bundesvor- 
sitzender wurde der 22jährige Jura- 
Student Christopher Wolf aus Mainz, 
der bislang Vorsitzender der dortigen 
RCDS-Gruppe und ASTA-Referent 
für internationale und überregionale 
Studentenbeziehungen war. 

Die BDV verabschiedete außerdem 
einen umfangreichen Leitantrag zur 
Reform des Hochschulrahmengesetzes 
(HRG). 
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Das deutsche Baugewerbe braucht 
eine zukunftsfähige Einigung 
An den Vizepräsidenten 
des Zentralverbandes des 
Deutschen Baugewerbes 
Herrn Peter Huber 
Postfach 20 1455 
53144 Bonn 
An den Bundesvorsitzenden 
der IG Bau 
Herrn Klaus Wiesehügel 
Postfach 5 06 51 
60394 Frankfurt a.M. 

Tarifrunde 1997 

Sehr geehrter Herr Huber, 
sehr geehrter Herr Wiesehügel, 
die dramatisch zugespitzte Situation auf 
deutschen Großbaustellen im besonderen 
sowie im Bauhauptgewerbe und im Bau- 
gewerbe im allgemeinen gibt Ihnen bei 
den diesjährigen Tarifverhandlungen die 
Chance, 
• scharfe Korrekturen vorzunehmen, 
• Fehlentwicklungen tarifpolitischer Art 

zu korrigieren, 
• die tarifpolitische Denkweise der 70er 

Jahre endlich aufzugeben, nachdem wir 
ein Europa der Freizügigkeit und ohne 
Eisernen Vorhang haben. 

Sie müssen es nur wollen, mit der klaren 
Zielvorstellung, daß 

die hochqualifizierten und hochpro- 
duktiven deutschen Bauarbeiter sich auf 
dem europäischen Arbeitsmarkt wieder 
behaupten können und nicht in die Ar- 
beitslosigkeit abgedrängt werden und 

die mittelständischen Baufirmen mit 

deutscher Belegschaft im Wettbewerb 
wieder eine Chance bekommen gegen die 
Firmen, die überwiegend nur noch mit 
ausländischen Arbeitskräften oder Subun- 
ternehmern kalkulieren. 

Sorgen Sie dafür, daß das Jahres- 
nettoeinkommen der deutschen 
Bauarbeiter um 5 Prozent steigt 
und die Arbeitskosten für deutsche 
Bauarbeiter um 20 Prozent sinken. 

Beenden Sie den unmöglichen Zustand, 
daß mittelständische Firmen, die Arbeit- ^ 
nehmer nach deutschem Steuer- und Sozi' 
airecht beschäftigen, nur noch 45 Prozent 

Brief des Bundesvorsitzenden der 
Mittelstands- und Wirtschafts- 
vereinigung der CDU/CSU an 
die Tarifpartner im Bauhaupt- 

gewerbe vom 18.3.1997 

des monatlichen Lohnes an ihre Mitarbfi' 
ter und 55 Prozent an soziale Kassen, die 
Zusatzversorgungskasse des Baugewer- 
bes, die Berufsgenossenschaft und das r 
nanzamt zahlen. 
Wenn Sie es wollen, wird sich die Arbei 
marktsituation deutscher Bauarbeiter 
schlagartig verbessern. Sie können das i 
den Tarifverhandlungen erreichen. Sie 
müssen es nur wollen und bereit sein, a 
tradierte Vorstellungen über Bord zu ^e 

fen. Sie brauchen dazu nicht die Politik- 
im Gegenteil, die Politik gibt Ihnen gej\ . 
gend Möglichkeiten an die Hand, das z- 
von mehr Netto-Einkommen für die Af 
beitnehmer bei gleichzeitig deutlich ge' 
senkten Arbeitskosten für die Firmen z 
erreichen: 
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• Tariffreiheit 

• 80 Prozent Lohnfortzahlung im 
Krankheitsfalle 

• steuerfreie, bzw. pauschalsteuerpflich- 
tige Verpflegungsmehraufwendungen 
bei Einsatzwechseltätigkeit 

• steuerfreier Zuschlag von DM 2- auf 
Arbeitsstunden vom 15. Dezember bis 
28. Februar 

• Zahlung der Arbeitsverwaltung ab 
dem 20. Schlechtwettertag. 

^lr brauchen keine in die Zeit des kalten 
Krieges rückwärts gewandte Schlechtwet- 

rgeldregelung, sondern vorausschauende 
anfpartner, die das deutsche Bauhauptge- 
erbe für das nächste Jahrtausend fit 

dachen. 

äs deutsche Baugewerbe braucht bei den 
^"Verhandlungen 1997 keine schnelle 

lr>igung nach alten Mustern, sondern 
jj16 zukunftsfähige Einigung, die aber in 
er Konsequenz 25 Jahre Fehlent- 
cklung zu Lasten deutscher Bauarbeiter 

i d Baufirmen mit deutscher Belegschaft 
agiert. 
^'e dramatisch zugespitzte Situation auf 
yeutschen Großbaustellen verlangt allen 
^•"a.ntwortlichen äußerste Kompromiß- 
ei

ereUschaft und ein Höchstmaß an Auf- 
„ a„anderzugehen ab. Die Tarifpartner sind 
Swra *gt und gefordert. Darüber hinaus 
tetTt ^'e P°utik neben den bereits gewähr- 
L . ir,strumenten alles daran setzen, daß 
ve   

en anstehenden Reformen die Sozial- 
te ^cherungsbeiträge wieder deutlich un- 

' Prozent sinken. 

jhJl freundlichen Grüßen 

t^ter Rauen MdB 
J^ndesvorsitzender der MIT 

Das Trinkwasser 
in Deutschland ist 
außerordentlich gut 
Die Trinkwasserqualität in Deutsch- 
land ist nach den Worten von Bunde- 
sumweltministerin Angela Merkel 
außerordentlich gut. Sie habe sich in 
den letzten Jahren vor allem in den 
neuen Ländern deutlich verbessert. 
Diese Erfolgsbilanz dürfe jedoch nicht 
darüber hinwegtäuschen, daß sich die 
Qualität des Grundwassers als Haupt- 
quelle des Trinkwassers in ganz 
Deutschland zum Teil erheblich ver- 
schlechtert habe. Schadstoffe führten 
weiter zu erheblichen und sogar zuneh- 
menden Belastungen des Grundwas- 
sers, betonte Angela Merkel zum inter- 
nationalen „Tag des Wassers". 
Verantwortlich dafür seien Industrie, 
Verkehr und Landwirtschaft. Bereits 
rund ein Viertel aller Grundwasser- 
vorräte wiesen deutlich bis stark erhöh- 
te Nitratgehalte auf. Die Belastungen 
hätten dazu geführt, daß mancherorts 
die Trinkwassergewinnung eingestellt 
werden mußte oder eine Versorgung nur 
noch mit hochtechnischer Aufbereitung 
möglich sei. 
Dies bringe auch Gebührensteigerun- 
gen für die Bürger mit sich. „Vor allem 
jahrzehntelange schleichende Belastun- 
gen durch Nitrate, Pflanzenschutzmittel 
und Luftschadstoffe machen es den 
Wasserversorgern immer schwerer, 
die geforderte Trinkwasserqualität ein- 
zuhalten." 
Das Bundesamt für Naturschutz (BfN) 
verwies darauf, daß die Gewässerbela- 
stung durch Schadstoffe vor allem bei 
den großen Flüssen in Deutschland ge- 
sunken sei. Dies sei auf den Neubau 
vieler Kläranlagen für industrielle und 
kommunale Abwasser zurückzuführen. 
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Telearbeit im Mittelstand 

Rüttgers und May stellen 
innovatives Förderprogramm vor 

Bundesforschungsminister Jürgen Rütt- 
gers hat am 10. März zusammen mit 
Herbert May, Vorstandsmitglied der 
Deutschen Telekom AG, ein neues 
Programm zur Förderung der Telear- 
beit im Mittelstand vorgestellt. Das 
Programm hat zum Ziel, in rund 500 
kleinen und mittelständischen Unter- 
nehmen (KMU) eine Vielzahl von Tele- 
arbeitsplätzen einzurichten und zusätz- 
liche Investitionen in moderne Informa- 
tions- und Kommunikationstechnologi- 
en anzustoßen. 
Jürgen Rüttgers: „Mit dem Programm 
/Telearbeit für den Mittelstand' wollen wir 
erreichen, daß aus der vorsichtigen 
Freundschaft zwischen Multimedia und 
KMU eine dauerhafte Beziehung wird." 

Telearbeit ist eine der wichtigen wirt- 
schaftlichen Nutzungsmöglichkeiten von 
Multimedia. Für das Jahr 2000 schätzt die 
EU in Deutschland ein Potential von rund 
800.000 Telearbeitsplätzen. Heute gibt es 
30.000 Telearbeitsplätze in Deutschland. 

Bislang beträgt der Anteil der Telearbeits- 
plätze (in einer sehr weit gefaßten Abgren- 
zung) gemessen an allen Arbeitsplätzen in 
Deutschland lediglich 4,8 Prozent im Ver- 
gleich zu 7 Prozent in Frankreich, 7,4 Pro- 
zent in Großbritannien und 14 Prozent in 
den USA. Umfragen zeigen, daß rund 
40 Prozent der Arbeitnehmer an Telearbeit 
interessiert sind. Aber nur 3 Prozent der 
deutschen Mittelständler sind heute mit 
einer eigenen Homepage im Internet ver- 
treten. 
Herbert May: „Gerade in mittelständi- 
schen Unternehmen gibt es eine Vielzahl 

von Einsatzbereichen für die Telearbeit. 
Entscheidend ist, daß die Telearbeitsmo- 
delle exakt auf das jeweilige Umfeld eines 
Unternehmens zugeschnitten sind. Die 
maßgeschneiderte Anpassung gewähr- 
leisten wir auf der Basis des in vielen 
Projekten erworbenen Telearbeits-Know- 
how. Je eher mittelständische Unterneh- 
men die Chancen der Telearbeit erkennen 
und nutzen, desto eher etablieren sie sich 
im immer härteren Wettbewerb auf einem 
der vorderen Plätze." 
Bundesforschungsministerium und Deut- 
sche Telekom stellen je 10 Mio. DM be- 
reit, rund 20 Mio. DM werden aus mittel' 
ständischen Firmen mobilisiert. Damit se- 
ien rund 2.500 Telearbeitsplätze geschaf- 
fen werden. 
Zu den Inhalten: 
• In der auf 3 Monate befristeten Kon- 
zeptphase (Förderphase I) wird die Erste - 
lung von maßgeschneiderten Konzepten 
zur Lösung der technischen, organisatori- 
schen, qualifizierenden und rechtlichen 
Fragen in den Unternehmen gefördert.    , 
Hier können die Firmen bis zu 10.000 V 
bei einer Förderquote von 50 Prozent er- 
halten. Die Firmen können sich externer 
Beratung bedienen, soweit sie die Kon- 
zepte nicht selbst erstellen können. 
• In der Erprobungsphase (Förderphase 
II) werden Qualifikation, unternehmens- 
spezifische Softwareanpassungen und 
Wartungsdienste, wie z. B. der Aufbau e» 
ner Hotline, gefördert. Dabei wird auch 
mit innovativen Projekten, z. B. im Be- 
reich multimedialer Telereparaturansätz 
gerechnet. Die Förderung beträgt in der 
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2. Ausschreibungsrunde „Schulen ans Netz" 

Ende Februar haben Bundes- 
bildungsminister Jürgen Rüttgers 
und Telekom-Chef Ron Sommer 
die zweite Ausschreibungsrunde 
„Schulen ans Netz" gestartet. Das 
Echo ist überwältigend. Schon 
7.000 Antragsunterlagen sind in- 
zwischen versandt worden. 
Jetzt wurde die Antraqsfrist um zwei 

Darüber hinaus ist durch dieses An- 
tragsverfahren gewährleistet, daß 
die Projektideen der Schulen von 
Anfang an im Netz abrufbar sein 
werden. Der Vorteil: Die Schulen 
werden dadurch in die Lage versetzt, 
Kontakt mit anderen Schulen aufzu- 
nehmen, die ähnliche Themen bear- 
beiten. 

Wochen auf den 16. April verlängert, 
um den Schulen aus allen Bundes- 
ländern trotz Osterferien eine faire 
Chance zu geben. 

Antragsfrist verlängert: 
Bewerbungen noch bis zum 

16. April möglich 

Erstmals setzt die Initiative für die 
Antragsstellung elektronische For- 
mulare ein. Die für Windows/Win- 
dows 95 und Apple Macintosh erhält- 
lichen Disketten zeichnen sich durch 
hohe Benutzerfreundlichkeit aus. 

Bewerben können sich wie in der er- 
sten Runde alle allgemeinbildenden 
und berufsbildenden Schulen. 
Die Antragsunterlagen sind unter der 
Hotline-Nummer (01 30) 74 2424 
kostenlos anzufordern. 

hase II bei einer Förderquote von 50 Pro- 
bat maximal 40.000 DM. Insgesamt be- 
logt der Förderhöchstbetrag für die För- 
Jkrphasen I und II damit 50.000 DM pro 
F'rrna. 

. Mittelstand im Sinne der Richtlinie 
t'

nd Firmen mit weniger als 500 Beschaf- 
fen und weniger als 100 Mio. DM Um- 
j.atz- Im Rahmen der wissenschaftlichen 

egleitforschung werden die Ergebnisse 
er Maßnahme laufend der Öffentlichkeit 
0rgestellt. 
•v, orgesehen sind außerdem die Förde- 

ng von sogenannten Telehäusern und ei- 
^e arbeitnehmerorientierte Beratung zur 
elearbeit. 

Ant 
üb 

ragsfrist bis 16. Mai 
'er die Teilnahme an der Maßnahme 

j lscheidet ein Wettbewerb. Antragsfrist 
•   der 16. 5. 1997. Bei der Auswahl un- 

terstützt eine unabhängige Jury. Hauptaus- 
wahlkriterium wird sein: Die Zahl der 
neugeschaffenen Telearbeitsplätze, wobei 
die Gesamtmitarbeiterzahl, eine möglichst 
breite Branchenverteilung und die Ori- 
ginalität des Projekts zu berücksichtigen 
sind. Gefördert wird, wer möglichst viele 
Telearbeitsplätze schafft. 
Jürgen Rüttgers: „Wir wollen mit der 
Maßnahme zu einer deutlichen Verbrei- 
tung von Telearbeit im Mittelstand beitra- 
gen. Wir wollen auch erreichen, daß der 
Einstieg des Mittelstandes in Netztechno- 
logien und virtuelle Kooperationen zu- 
nimmt. Wenn es gelingt, eine Gründungs- 
offensive für Telearbeitsplätze im Mittel- 
stand auszulösen, werden erhebliche 
Investitionen in Computer, Software, 
Modems und Drucker angeregt: Eine 
Größenordnung von mehreren hundert 
Mio. DM pro Jahr wird für möglich 
gehalten." ■ 
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Lehrstellen '97 - Kräfte bündeln 
Auf der Pressekonferenz zum Start der 
Gemeinschaftsinitiative von Bundesre- 
gierung, Wirtschaft und Bundesanstalt 
für Arbeit „Ausbilden - wir machen 
mit!" erklärte Bundesbildungsminister 
Jürgen Rüttgers: 
Auch 1997 soll allen jungen Menschen in 
Deutschland, die sich für eine berufliche 
Ausbildung entscheiden, eine Lehrstelle 
angeboten werden. Das ist das klare Ziel 
der Bundesregierung. Konkret bedeutet 
das: Die Betriebe und Verwaltungen 
müssen 1997 rund 13.000 Lehrlinge mehr 
einstellen als 1996. 
Auch in den Folgejahren muß das 
Lehrstellenangebot kontinuierlich um ein 
bis zwei Prozent pro Jahr wachsen. Denn 
die Zahl junger Leute, die einen Ausbil- 
dungsplatz suchen, wird in den nächsten 
zehn Jahren noch weiter zunehmen. 
Damit das gelingen kann, starten wir die 
Gemeinschaftsinitiative, die wir heute vor- 
stellen. - Hierzu liegt auch eine gemeinsa- 
me Erklärung von Bundesregierung, Ver- 
bänden und Bundesanstalt für Arbeit vor. 

Gemeinschaftsinitiative 
„Ausbilden - Wir machen mit!" 
Die Politik kann keine Lehrstellenverspre- 
chen geben, die letztlich andere, nämlich 
die Betriebe, einlösen müssen. Deshalb ist 
dies eine Initiative von Politik und Wirt- 
schaft gemeinsam. 
• Wir werden in einer konzertierten und 
massiven Aktion die Betriebe und Verwal- 
tungen auffordern, verstärkt Lehrstellen 
anzubieten. Bundeswirtschaftsminister 
Günter Rexrodt und ich werden mehr als 
100.000 Unternehmen, Verwaltungen und 
kommunale Stellen persönlich anschrei- 
ben und auffordern, einen Beitrag für 
mehr Lehrstellen zu leisten. 

• Betriebe und Verwaltungen, Tarifpart- 
ner und Gewerkschaften, Länder und 
Kommunen, Verbände und Initiativen, die 
sich für mehr Lehrstellen engagieren, 
laden wir ein, sich an der Gemeinschafts- 
initiative zu beteiligen. 

• Wir begrüßen, daß in einer Reihe von 
Ländern und Regionen bereits „Bündnisse 
für Ausbildung" geschlossen wurden. - 
Solche gemeinsamen Aktionen muß es 
1997 in allen Regionen geben, in denen 
Lehrstellendefizite drohen. 

• Die Bundesregierung, die Wirtschafts- 
verbände und die Bundesanstalt für Arbeit 
halten es für besonders bedeutsam, daß d'e 

Tarifpartner wirksame Wege zu Erhöhung 
des Lehrstellenangebotes in ihre Tarif- 
verhandlungen einbeziehen. - Meine 
Forderung dazu: Keine Tarifverhandlung 
mehr ohne das Thema Lehrstellen! 

Reformpolitik 
für mehr Lehrstellen 

• Wir wollen die Lehrlingsausbildung & 
Zukunftsvorsorge für den Standort 
Deutschland und als Verpflichtung 
gegenüber der jungen Generation auch 
stärker im öffentlichen Bewußtsein veran- 
kern. Die Menschen müssen verstehen, 
daß Ausbildung und Renten zwei gleich- 
wertige Seiten der Medaille „Zukunftssi- 
cherung" sind: Ohne Berufsperspektive 
der Jungen keine Versorgungssicherheit 
der Älteren. 

• Betriebe, die ausbilden, haben ein 
Image-Plus. Daß viele Unternehmen 
bereits erfolgreich damit werben, ist ihr 
gutes Recht. Wir wollen Ausbildungsbe- 
triebe bei ihrer Image-Kampagne unter- 
stützen. Deshalb steht das Symbol Aktio 
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'Ausbilden - Wir machen mit!" allen Be- 
lieben und Organisationen zur Verfügung, 
die sich für mehr Lehrstellen in Deutsch- 
land engagieren. 

Arbeitspensum der 
Bundesregierung 
Die Grundvoraussetzungen für Ausbil- 
dung in Deutschland sind gut. Die 
Bundesregierung hat die Rahmenbedin- 
§ungen seit 1995 durch zügig umgesetzte 
^formen noch deutlich verbessert: 
* Wir haben im April vergangenen Jahres 
uie Ausbildereignungsverordnung geän- 
dert. Qualifizierte und berufserfahrene 
Fachkräfte und Betriebsinhaber können 
Jetzt sofort ausbilden und müssen vorher 
nicht mehr zeitraubende und abschrecken- 
e Eignungsprüfungen durchlaufen. 

* Wir haben Anfang dieses Jahres das 
Ugendarbeitsschutzgesetz novelliert. 

Damit haben wir erreicht, daß die rund 
/^O.OOO erwachsenen Lehrlinge nach der 
^erufsschule am Nachmittag wieder in 
aen Ausbildungsbetrieb kommen können. 

* Wir haben die Länder dazu gedrängt, 
le Berufsschulzeiten flexibler und be- 
riebsfreundlicher zu organisieren. Nieder- 

' achsen hat als erstes Land ernst gemacht 
und den zweiten Berufsschultag für Lehr- 
te ab dem zweiten Ausbildungsjahr 
faktisch abgeschafft. Was ist daraufhin 
Passiert? Die Zahl der Ausbildungsverträ- 
|e ist in Niedersachsen 1996 gegen den 

fend um 1,1 Prozent gestiegen. Im alten 
Undesgebiet ist die Zahl dagegen prak- 

^ch unverändert geblieben. Und in Nord- 
,e!n-Westfalen, wo es bislang keine ver- 

stellbare Regelung gibt, ist die Zahl der 
Us°ildungsverträge in der gleichen Zeit 

m8-ar Um ^'5 Prozent gesunken- Deshalb 
eine ich: Die Länder sind gut beraten, 

* enn sie unserer Empfehlung folgen und 
. *t mit Nachdruck an Organisationsmo- 

c, leu arbeiten, die den Betrieben zusätzli- 
e Ausbildungszeit bringen. 

# Bei den Ausbildungsberufen wurde 
1995 der größte und schnellste Moderni- 
sierungsschub seit Inkraftreten des Berufs- 
bildungsgesetzes 1969 in Gang gesetzt: Im 
Sommer 1997 werden wir in der kurzen 
Zeit der vergangenen zwei Jahre 26 völlige 
neue und über 50 modernisierte Berufs- 
bilder geschaffen haben, davon allein 14 in 
diesem Jahr. Die vom ZVEI angekündigten 
Lehrstellenzahlen in ab 1997 neu geschaf- 
fenen Computerberufen übertreffen meine 
eigenen Erwartungen: 5.000 neue und top- 
moderne Lehrstellen schon im kommenden 
August und 25.000 bis zum Jahr 2000. 

Sondersituation neue Länder 
Unsere Reformpolitik für mehr Lehrstel- 
len und zur durchgreifenden Modernisie- 
rung der dualen Berufsausbildung für die 
Anforderungen der Wissens- und Dienst- 
leistungsgesellschaft werden wir konse- 
quent fortsetzen und noch verstärken. 

Besondere Aufmerksamkeit verdienen 
nach wie vor die neuen Länder. Dort hat 
sich der Einsatz von Lehrstellenentwick- 
lern bei den Kammern hervorragend be- 
währt: 150 Lehrstellenentwickler haben 
12.000 betriebliche Lehrstellen eingewor- 
ben. Effektiver kann man Ausbildungs- 
platzförderung nicht betreiben! - Deshalb 
will ich dieses erfolgreiche Sonderpro- 
gramm auch fortsetzen. 

Oberstes Ziel für die berufliche Bildung in 
den neuen Ländern muß es sein, daß 
betriebliche Stellen neu entstehen. Der 
Anpassungsprozeß ist im engen Kontakt 
aller Beteiligten in Wirtschaft und Politik 
sorgfältig zu begleiten und im notwen- 
digen Maße zu fördern. Die Bundesregie- 
rung bekennt sich zu ihrer Verantwortung 
auf dem Weg der neuen Länder von einer 
sozialistischen Zentralwirtschaft zur sozia- 
len Marktwirtschaft. Wir wollen Chancen- 
gerechtigkeit für die jungen Menschen in 
Ost und West. ■ 
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Die dritte Stufe der 
Gesundheitsreform steht 

Aus Anlaß der 2. und 3. Lesung zum 
2. GKV-Neuordnungsgesetz am 
20. März erklärte der gesundheitspoliti- 
sche Sprecher der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion, Wolf gang Lohmann: 

• Handlungsfähigkeit der 

Koalition 
6 Monate nach der Ablehnung der ur- 
sprünglichen 3. Stufe der Gesundheitsre- 
form durch den SPD-dominierten Bundes- 
rat hat der Bundestag heute in 2. und 3. 
Lesung die zustimmungsfreie Neuauflage 
der Gesundheitsreform in der Gestalt der 
beiden GKV-Neuordnungsgesetze be- 
schlossen. In Zeiten von fast 4,7 Millionen 
Arbeitslosen werden alle Gesetzgebungs- 
vorhaben im Steuer- und Sozialrecht 
primär an einem Kriterium gemessen: 
Beinhalten sie Regelungen, die die Schaf- 
fung neuer Arbeitsplätze ermöglichen? In 
Erfüllung dieses Kriteriums kann daher ei- 
ne Gesundheitsreform nicht zur „Be- 
glückung" der Bevölkerung beitragen. Sie 
muß unpopuläre Regelungen enthalten, da 
sonst Probleme nicht gelöst, sondern nur 
verdrängt werden. 
Erwartungsgemäß bezeichnet die SPD un- 
sere Gesetze als „Bestrafungsaktion für 
Kranke", „Einstieg in die Zwei-Klassen- 
Medizin" usw. Ich nenne dies heuchle- 
risch, da die SPD zum einen selbst keine 
zielführenden Vorstellungen zur Lösung 
der Probleme in der Gesetzlichen Kran- 
kenversicherungen (GKV) und zum ande- 
ren mit ihrem Verhalten im Bundesrat im 
Jahr 1996 eine zustimmungsbedürftige 
Gesundheitsreform verhindert hat. Wer 
nur althergebrachte Vorschläge aus der di- 
rigistischen Mottenkiste wiederholt (Li- 

stenmedizin, Globalbudget, Erhöhung der 
Beitragsbemessungsgrenze und Einkaufs- 
modelle für Ärzte und Krankenhäuser), 
verschlechtert die medizinische Versor- 
gung der Bevölkerung, benachteiligt 
Kranke und Behinderte und löst kein Fi- 
nanzproblem. 
Der Handlungsbedarf für eine Gesund- 
heitsreform besteht ausschließlich in fi- 
nanziellen Gründen. Dagegen braucht die 
Qualität der medizinischen Versorgung 
unserer Bevölkerung keinen Vergleich mit 
anderen Staaten zu scheuen. Wir müssen 
das Defizit des Jahres 1996 in Höhe von 
6,3 Mrd. DM abbauen und gleichzeitig 
verhindern, daß weitere unausweichliche 
Beitragssatzanhebungen in vollem Um- 
fang die Arbeitskosten belasten. 

• Schwerpunkt der Reform 
Was ist unser Reformziel? Es gilt, die Ar- 
beitskosten zu entlasten und gleichzeitig 
das Spitzenniveau der gesetzlichen Versor- 
gung aufrechtzuerhalten. Dieses Ziel kön- 
nen wir nach unserer Überzeugung nur 
mit den Mitteln der Stärkung der Selbst- 
verwaltung und der Stärkung der Eigen- 
verantwortung erreichen. 

Stärkung der Selbstverwaltung 
Das erste Mittel, die Belastung der Ar- 
beitskosten zu begrenzen, ist das 1. Neu- 
ordnungsgesetz. Der Koppelungsmecha- 
nismus des 1. NOG zwingt die Kassen 
erstmals ernsthaft, alle Wirtschaftlich- 
keitsreserven vor einer Beitragssatzanhe- 
bung zu erschließen und endlich im Inte*"' 
esse ihrer Versicherten mit den Leistungs" 
erbringern Verträge abzuschließen, die d 
finanziellen Möglichkeiten der Kassen 
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^tsprechen. Selbstverwaltung heißt auch 
Übernahme von Verantwortung. Selbstver- 
waltung darf sich nicht nur auf „Schön- 
^etterveranstaltungen" beschränken, son- 
öern bringt auch unangenehme Situatio- 
nen mit sich. Wir stärken mit dem 1. NOG 
i'e Position der Kassen in den Verhand- 
A*ngen mit den Leistungserbringern. Unter 
^erufung auf die Konsequenzen für ihre 
/^sicherten bei einer Beitragssatzanhe- 

ung müssen andere Ergebnisse als bisher 
^zielt werden. Andererseits steht fest, daß 
teser Koppelungsmechanismus sowie das 

•°fortige Kündigungsrecht der Versicher- 
^n bei einer Beitragssatzanhebung die 
Krankenkassen wie noch nie unter Druck 
„etzt. Das erklärt auch, warum Kassen- 
Aktionäre mit allen ihnen zur Verfügung 

Slehenden Mitteln das 1. NOG bekämpfen. 

Uns zeigt dieses Verhalten, daß wir den 
richtigen Ansatz gewählt haben. Es muß 
Schluß sein mit dem Ruf der Kassen an 
die Politik immer dann, wenn es unange- 
nehm wird. In allen letzten Reformen hat 
immer der Gesetzgeber der Selbstverwal- 
tung die einzelnen Schritte vorgegeben. 
Mit den beiden NOGen geben wir jetzt 
nur noch den Rahmen vor, den die Selbst- 
verwaltung eigenverantwortlich mit allen 
Konsequenzen ausfüllen muß. 
Der Koppelungsmechanismus bewirkt 
aber nicht nur das Ausschöpfen der Wirt- 
schaftlichkeitsreserven, sondern sorgt 
auch dafür, daß Beitragssatzanhebungen, 
die trotz aller Sparbemühungen notwendig 
sind, nicht in vollem Umfang bei den Ar- 
beitskosten abgeladen werden. Deutlich 
wird dies anhand eines Beispiels: 

Beitragssatz Kasse 13,5 % 
Einkommen 4.500 DM 
anstieg um 0,6% auf 14,1 % 

Kosten 
Arbeitgeber 
monatlich 

Kosten 
Arbeitnehmer 
monatlich 

Zusatzbelastung 
Kranke durch 
Inanspruchnahme 

beitrag heute 13,5% 303,75 DM 303,75 DM keine 
j^höhung um 

-4§% auf 14,1% 317,25 DM 317,25 DM keine 
Mehrbelastung: 13,50 DM 13,50 DM keine 
nach dem 
1GKV-NOG 
lst wegen der 
Parallelen Zu- 
?ahlungerhöhungen 
nur eine Beitrags- 
erhöhung um 
°'4% auf 13,9% 

Ävendig_ 

312,75 DM 312,75 DM 

Mehrbelastung: 9,00 DM 9,00 DM auf alle Zuzahlun- 
gen zusätzlich 
4,00 DM bzw. 4 % 
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Eine Stärkung der Selbstverwaltung sehen 
wir auch in den Partnerschaftslösungen. 
Die nichtärztlichen Leistungserbringer 
(Heilmittel, häusliche Krankenpflege, 
Kur- und Rehabereich) erhalten erhebliche 
Mitwirkungsrechte bei der Leistungsaus- 
gestaltung neben den dafür bisher allein 
zuständigen Kassen und Ärzten. Auch die 
Zahntechniker, Hilfsmittelhersteller und 
die Pharmaindustrie erhalten das Recht zu 
einer qualifizierten Stellungnahme in An- 
gelegenheiten, die sie finanziell betreffen. 
Die Krankenkassen und ihre Verbände 
können außerdem im Rahmen ihrer Auf- 
gabenstellung zur Verbesserung der Qua- 
lität und Wirtschaftlichkeit der Versorgung 
neue Verfahren und Organisationsformen 
der Leistungserbringung sowie neue Lei- 
stungen der Krankenbehandlung und Pfle- 
ge, der Rehabilitation und Prävention in 
zeitlich befristeten Modellvorhaben erpro- 
ben. Daneben können die Krankenkassen 
in sog. Strukturverträgen (vernetzte Pra- 
xen), die sie mit der Ärzteschaft schließen, 
beweisen, was im Vertragswege an Ein- 
sparungen alles möglich ist. 

Stärkung der Ei gen Verantwortung 
Wir vermeiden eine zusätzliche Belastung 
der Arbeitskosten auch damit, daß der ein- 
zelne finanziell stärker als bisher beteiligt 
wird. Die generelle gesetzliche Zuzah- 
lungserhöhung von 5 DM bzw. 5 Prozent 
auf alle bisher bestehenden Zuzahlungen 
(Ausnahme: Kuren und Reha), die Dyna- 
misierung der Zuzahlungen alle zwei Jah- 
re (erst zum 1. 7. 1999) und zusätzliche 
Zuzahlungserhöhungen im Falle von Bei- 
tragserhöhungen einzelner Kassen sind 
unpopuläre Maßnahmen, die der Volkspar- 
tei Union nicht leicht gefallen sind. 
Gleichwohl sind diese Maßnahmen unver- 
meidlich. 
Wer wie die SPD den Eindruck erwecken 
will, man könne auf Zuzahlungen verzich- 
ten, handelt unredlich. Medizinischer und 
medizinisch-technischer Fortschritt sowie 

demographische Entwicklung unserer Be- 
völkerung werden den Finanzdruck in der 
GKV eher noch erhöhen! 
Wir haben dafür gesorgt, daß Zuzahlungen 
sozial verträglich bleiben. Niemand muß 
mehr als 2 Prozent, chronisch Kranke ma- 
ximal nur 1 Prozent des Einkommens für 
Zuzahlungen aufwenden. Per Änderungs- 
antrag haben wir auch sichergestellt, daß 
Suchtkranke im Falle der Inanspruchnah- 
me von Rehabilitationsmaßnahmen 
zukünftig nicht 25 DM (im Osten 20), 
sondern zukünftig 17 DM (im Osten 14 
DM) zuzahlen müssen. 
Unsozial sind nicht Zuzahlungen, sondern 
die Ausgrenzung medizinisch notwendig6 

Leistungen. Durch unsere Maßnahmen 
wird dies vermieden mit der Folge, daß 
die Segnungen der Hochleistungsmedizin 
und der „Normalmedizin" in Deutschland 
jedermann, unabhängig von seinem Alter 
und Einkommen, zugänglich bleiben. 

Verbesserung der medizinischen. 
Versorgung 
Die letzten Wochen und Monate haben be- 
wiesen, daß insbesondere kranke Men- 
schen unter einer dauerhaften Budgetie- 
rung leiden. Viele kranke und behinderte 
Menschen hatten das Gefühl, aus ihrer 
Sicht notwendige Leistungen nicht mehr 
zu erhalten. Es ist daher kein Geschenk a 

die Pharmaindustrie und die Ärzteschaft» 
wenn endlich das Arzneimittel- und He1'' 
mittelbudget durch Richtgrößen abgelöst 
wird. Dies kommt insbesondere auch de 
Versicherten zugute. Erstaunlich ist in d| 

Zusammenhang, daß wir bereits mi sein 
der SPD gemeinsam im Gesundhcitsstn-1 

turgesetz von 1992 diese Ablösung gese t 
lieh formuliert haben. Davon will sie je1 

allerdings nichts mehr wissen, sondern 
schließt sich der Kassenpolemik der an- 
geblichen Milliardenmehrkosten für d»e « 
GKV an. Wir werden Ende des Jahres un 

insbesondere 1998 feststellen, daß sich 
diese „Horrorzahlen" nicht realisieren 
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Symbolischer Beginn der Bauarbeiten im 
Preußischen Herrenhaus in Berlin 

Bundesratspräsident Erwin Teufel 
hat am 20. März gemeinsam mit 
dem Regierenden Bürgermeister 
von Berlin, Eberhard Diepgen, und 
der Staatssekretärin im Bundesbau- 
nrinisterium, Christa Thoben, in ei- 
nem symbolischen Akt den Start- 
schuß für den Beginn der Bauarbei- 
ten am künftigen Sitz des Bundesra- 
tes gegeben. 
Gemeinsam vollendeten Teufel, Diep- 
gen und Thoben eine Inschrift auf ei- 
nem Sandsteinblock. Sie zeigt die Jah- 
reszahlen 1899 für den Baubeginn, 
1951 für den Wiederaufbau nach den 
Kriegszerstörungen und 1997 für den 
Beginn der jetzigen Sanierungsarbei- 
ten. Das ehemalige Preußische Her- 
renhaus wird dem Bundesrat als neuer 
Sitz dienen, wenn er zeitgleich mit Re- 
gierung und Parlament nach Berlin 
umzieht. 
In seiner Rede erinnerte Bundesrats- 
Präsident Teufel an die wechselvolle 

Geschichte des Gebäudes, das unter 
anderem dem Preußischen Staatsrat 
als Sitz gedient habe. Als Präsident 
des Preußischen Staatsrates sei auch 
Konrad Adenauer bereits Hausherr an 
der Leipziger Straße gewesen. 

Nun werde, so Bundesratspräsident 
Teufel, eine neue Ära für die Nutzung 
des Gebäudes eingeleitet. Das Preußi- 
sche Herrenhaus bilde nach seinem 
Umbau einen würdigen Rahmen für 
die künftige Arbeit des Bundesrates. 
Von hier aus werde der Bundesrat wei- 
terhin seinen Beitrag zur Stabilität der 
politischen Verhältnisse in Deutsch- 
land und zur Versachlichung der poli- 
tischen Auseinandersetzungen leisten, 
wie er es bisher von Bonn aus getan 
habe. Von hier aus werde der bewährte 
Föderalismus als konstitutives Ele- 
ment des politischen Systems in 
Deutschland auch in der Zukunft Zei- 
chen setzen und Kraft finden, um neue 
Herausforderungen zu bewältigen. 

I ^"den, weil wir die sanktionslose Kol- 
tlvhaftung durch eine Individualhaf- 

b.ng der Ärzte bei Überschreitungen der 
lchtgrößen ablösen. 
er feste Punktwert gibt den Ärzten Pla- 

l^gssicherheit mit der Folge, daß der bis- 
1^ v°rhandene „Druck zum Zwang in die 

enge" entfällt und auch Anreize zur 
otigen Krankenhauseinweisung nicht 

Q nr gegeben sind. Auch dies dient der 
a,ität der medizinischen Versorgung. 

v    Vieren werden die Versicherten auch 
v , einer Verbesserung medizinisch sinn- 
£• pF ^orsorgemaßnahmen, durch die 
-'nfüh rung einer Untersuchung für Ju- 

gendliche und der Verbesserung der Zahn- 
prophylaxe für Schwangere, Kleinkinder 
und Erwachsene. 

Hervorzuheben ist auch die finanzielle 
Absicherung der Hospize durch einen Zu- 
schuß der Krankenkassen. 

Fazit: Unter Berücksichtigung der 
Tatsache, daß auch die Fi- 

nanzierung des Betriebs der Krankenhäu- 
ser jetzt wirksamer in das finanzielle Ge- 
samtgefüge der GKV eingebunden wird, 
kann man feststellen, daß wir unter der 
Vorgabe, unbedingt eine zustimmungsfreie 
Reform vorlegen zu müssen, ein sehr gut- 
es Ergebnis erzielt haben. ■ 



Seite 30- UiD 10/1997 KOMMUNE^ 

Über Planungs-, Genehmigungs- und 
Verwaltungsverfahren (z. B. beim Haus- 
bau), Erstellung der wirtschaftsnahen 
Infrastruktur (zwei Drittel aller öffent- 
lichen Investitionen werden von Kom- 
munen getätigt) und über den Einfluß 
auf Standortfaktoren wie Kultur, 
Bildung und Umweltqualität sind die 
Gemeinden für die Zukunftsfähigkeit 
unseres Landes von entscheidender 
Bedeutung. 
Die Stärkung der kommunalen Selbst- 
verwaltung ist daher vordringlich, damit 
Gemeinden, Städte und Landkreise auch 
im nächsten Jahrtausend die Entwicklung 
Deutschlands positiv beeinflussen können. 
In den vergangenen Jahren haben zahlrei- 
che bundespolitische Maßnahmen zur Ent- 
lastung der kommunalen Haushalte beige- 
tragen. Schuldzuweisungen, wonach der 
Bund Lastenverschiebungen zuungunsten 
von Ländern und Kommunen vorgenom- 
men habe, sind in keiner Weise gerechtfer- 
tigt. Soweit eine Aufgabenübertragung des 
Bundes auf die Länder und Gemeinden er- 
folgt ist, hat die Bundesregierung die ent- 
sprechenden Finanzmittel an die Länder 
weitergeleitet. 
Gemäß Art. 106, Abs. 7 Grundgesetz ob- 
liegt den Ländern die Verantwortung für 
die Finanzausstattung der Kommunen. Ob 
die Bundesgelder, die in erheblichem Um- 
fang in die Länderhaushalte geflossen 
sind, tatsächlich den Kommunen zugute 
kommen, ist von der Weiterleitung der 
Länder an die Gemeinden abhängig. 
Der Bund hat dagegen für Aufgaben, die 
den Kommunen übertragen wurden, be- 
trächtliche Entlastungszahlungen geleistet. 
Dies gilt auch für den Rechtsanspruch auf 
einen Kindergartenplatz. Im Zusammen- 

hang mit dem Föderalen Konsolidierungs- 
programm wurde daher der Umsatzsteuer- 
anteil der Länder um 7 v. H. Punkte an- 
gehoben. 
Mit der Systemumstellung des Familien- 
leistungsausgleichs ab 1996 (Neuregelung 
des Kindergelds) erhielten die Länder wei- 
tere 5,5 v. H. Punkte des Umsatzsteueraui- 
kommens vom Bund. Diese zusätzlichen 
Einnahmen wurden den Ländern auch 
zum Ausgleich kommunaler Minderein- 
nahmen bei der Einkommensteuer ge- 
währt. Die vom Bund vorgesehene Alter- 
native, den Gemeideanteil an der Einkom- 
mensteuer von 15 Prozent auf 16 Prozent 
anzuheben, wurde von den Ländern abge- 
lehnt, die diese Finanzmittel für sich bean- 
spruchten. 

Von Dietrich Austermann und 
Wolfgang Börnsen, Vorsitzen- 
der und stellv. Vorsitzender 

der Landesgruppe Schleswig- 
Holstein der CDU/CSU- 

Bundestagsfraktion 

Die bundesgesetzlichen Regelungen zur 
Beteiligung der Kommunen an der Schu 
denbedienung des Fonds „Deutsche Ein- 
heit" und an den Länderlasten zur Neuor 
nung des bundesstaatlichen Finanzaus- 
gleichs sind auf Wunsch der Länder 
erfolgt. 
Darüber hinaus profitieren die Koinmun^ 
besonders von den Fördermitteln des P 
des aus den Gemeinschaftsaufgaben t& 
„Verbesserung der regionalen Wirtscha 
Struktur" und „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes < 
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^'e zum Ausbau der kommunalen Infra- 
struktur beigetragen haben. 

^it den Strukturhilfemitteln unterstützte 
^r Bund die Entwicklung strukturschwa- 
j^er Gebiete. Im Rahmen der Städte- 
^uförderung stellte er weitere Mittel zur 
Verfügung, die zur Stadt- und Dorfsanie- 
rUng eingesetzt werden. 
uUrch das Gemeindeverkehrsfinanzie- 
j'igsgesetz gewährte der Bund den Län- 
dern bis 1996 Finanzhilfen für Investitio- 

en zur Verbesserung der Verkehrsverhält- 
isse der Gemeinden. Im Rahmen der 
ahnreform wurde die Verantwortung für 
^n Schienenpersonennahverkehr am 1.1. 

. *6 auf jjg Länder übertragen, die für die 
e§ionalisierung erhebliche Transfermittel 

V°^ Bund erhalten. Ab 1997 ist zudem 
lne Dynamisierung dieser Mittel geplant. 

„ Nächtliche Einnahmeverbesserungen 
r die Gemeinden haben sich des weite- 
n durch die Neufassung des Konzessi- 

_nsabgabenrechts ergeben, die den Kom- 
men pro Jahr zusätzliche Mittel in 

'nem Volumen von 3 Mrd. DM eröffnen. 
euermehreinnahmen fließen den Kom- 

men auch durch das Mißbrauchs- 
Kärnpfungs- und Steuerbereinigungsge- set2 

lgungsge- 
und den Abbau von Steuervergünsti- 

gen im Rahmen des Gesetzes zur Um- 
züng des Föderalen Konsolidieruncs- 

r"°§ranims zu. 

. 'tere Einnahmeverbesserungen ergeben 
Jn durch die Postreform II, die die Post- 
Vernehmen ab 1996 zur Zahlung von 

rperschafts-, Gewerbe- und Grundsteu- 
Q, Vei"pflichtet. Die Mehreinnahmen von 
u 

er 3 Mrd. DM im Jahr erhalten Länder 
'a Gemeinden. 

Iah nt*esregierung nat mehrfach Maß- 
<UK 

n zur Begrenzung der Sozialhilfe- 
(lert getroffen, um die Belastungen 
ren ^)rnmunalen Haushalte zu minimie- 
'tM- ° konnte der Anstieg der Regelsätze 
j,r Ehrlich max. 2 Prozent bis 1996 be- 
§ren* werden. 

Darüber hinaus hat die Einführung der 
Pflegeversicherung I und II zu Entlastun- 
gen im Bereich der Sozialhilfekosten für 
Pflegebedürftige geführt. Berechnungen 
zufolge werden allein von der 2. Stufe der 
Pflegeversicherung jährliche Einsparun- 
gen in Höhe von 10 Mrd. DM erwartet. 
Ob diese Entlastungen in den kommuna- 
len Haushalten wirksam werden, ist davon 
abhängig, inwieweit die Länder die Ge- 
meinden an der Finanzierung der Pflegein- 
frastruktur beteiligen. 

Seit der Neuregelung des Asylrechts 1993 
und des damit verbundenen drastischen 
Rückgangs der Bewerberzahlen konnten 
die Aufwendungen der Kommunen für 
Asylsuchende deutlich zurückgeführt wer- 
den. Die Novellierung des Asylbewerber- 
leistungsgesetz, das die Einbeziehung ei- 
nes weiteren Personenkreises in die abge- 
senkte Sozialhilfe zum Ziel hat und damit 
weitere Einsparungen in Höhe von 1 Mrd. 
DM in den kommunalen Haushalten be- 
wirken könnte, ist bisher im Vermittlungs- 
ausschuß am Widerstand der SPD 
gescheitert. 

Das Einsparpotential für die Kom- 
munen wäre außerdem noch höher 
ausgefallen, wenn die SPD der Ab- 
senkung der Lohnfortzahlung im öf- 
fentlichen Dienst und der Verschie- 
bung der Kindergelderhöhung um 
ein Jahr zugestimmt hätte. Eine zü- 
gige Abschiebung der bosnischen 
Bürgerkriegsflüchtlinge unterblieb 
bisher aufgrund der Weigerung der 
SPD. Die Konsequenzen müssen die 
Gemeinden tragen, die weiterhin ho- 
he Sozialhilfeausgaben für die 
Flüchtlinge leisten müssen. 

Der Abbau der Arbeitslosigkeit und die 
Schaffung neuer Arbeitsplätze ist die Ziel- 
setzung der Bundesregierung. Die Stand- 
ortbedingungen in Deutschland müssen 
wieder für Investitionen attraktiv gemacht 
werden. Die Senkung der Unternehmens- 
steuern sind nach der Abschaffung der 
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Bundespolitische Maßnahmen mit entlastender Wirkung 
für die Kommunalhaushalte 

Maßnahme 

Neufassung des Konzessions- 
abgabenrechts 

Pflegeversicherung 

Neuregelung des Asylrechts sowie des 
Asylbewerberleistungsgesetzes 

Postreform II 

Neuregelung des steuerlichen 
Existenzminimums 

Sozialhilfereform 

Programm für mehr Wachstum und 
Beschäftigung 

Finanzielle Auswirkungen auf Länder 
und Kommunen 

zusätzliche Einnahmespielräume bei der 
Konzessionsabgabe von rd. 3 Mrd. DM 

Sozialhilfeentlastung 10-11 Mrd. DM 
jährlich bei voller Wirksamkeit ab 1997 

deutliche Entlastung der Sozialhilfe 

Mehreinnahmen u. a. bei Körperschafts- 
steuer, Gewerbesteuer und Grundsteuer 
von mittelfristig über 3 Mrd. DM p.a. 
für Länder und Gemeinden 

Entlastung bei der Sozialhilfe 

Sozialhilfeentlastung von mehr 
als2 Mrd. DM p.a. 

Entlastung bei Personalausgaben durch 
Begrenzung der Lohnzusatzkosten 

Durch Bundesrat verhinderte Konsolidierung: 

Aussetzung der Regelsatzanpassung 
zum 1.7. 1994 

Regelsatzanpassung zum 1. 7. 1996 

Aussetzung der Regelanpassung 
zum 1.7. 1997 

Ergebnis des Vermittlungsverfahrens, 
nettolohnbezogene Anpassung, 
jedoch max. 2 % (-250 Mio. DM) 

Anpassung um 1 %, durch den Bundesrat 
verhindert: 90 Mio. DM _, 

Vermögenssteuer vordringlich. Die Ge- 
werbekapitalsteuer soll abgeschafft und 
die Gewerbeertragssteuer mittelstands- 
freundlich abgesenkt werden. Gleichzeitig 
ist geplant, für die Kommunen einen Aus- 
gleich über eine Beteiligung an der Um- 
satzsteuer zu erreichen. Eine solche Rege- 
lung würde sich gewinnbringend in den 

Ablehnung, durch den Bundesrat 
verhindert: 270 Mio. DM 

Kommunalhaushalten niederschlagen^ 
Aufgrund der Verweigerungshaltung de 

SPD konnte die UmsatzsteuerbeteiÜguD* 
der Kommunen bisher nicht in KrallllL 

ten, obwohl der Bundestag dies bisher 
dreimal beschlossen hat, zuletzt am 
28. Februar. Damit schadet die SPD       j 
wiederholt den Gemeinden. 
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Bundeslandwirtschaftsminister Jochen Borchert: 

30 Prozent weniger Tierversuche: 
tiur einer unserer Erfolge 
**it der Beratung des Tierschutzberich- 
tes 1997, des Tierschutzgesetzes und ei- 
"'ger ganz spezieller Tierschutzthemen 
jy'rd einmal mehr deutlich, welchen po- 
etischen Stellenwert wir in Deutschland 
j^ni Tierschutz beimessen, in allen Par- 
ken und in allen Bevölkerungsgrup- 

pen. 

'eher, manchen gehen die Regelungen 
fld Vorgaben zum Tierschutz noch nicht 
e,t genug. Aber jeder, der sich schon ein- 

^.a' ganz konkret um Fortschritte beim 
, lerschutz bemüht hat, der weiß: Die Ver- 
esserung des Tierschutzes ist wie das 
°hren von dicken Brettern: Man braucht 
usdauer, viel Kraft und natürlich das 
chtige Werkzeug. Das heißt, mit dem 

s oßen Hammer, mit Radikalforderungen 
Teichen wir bei dem sensiblen Thema 
erschutz gar nichts. Dies gilt besonders, 
«s einen hohen und einheitlichen eu- 

s°Päischen Tierschutz betrifft. Daher sollte 
Cn jeder bewußt sein: Wer machbare, 
Hrittweise Verbesserungen ablehnt, dient 

e^
tlt dem Tierschutz, der verhindert einen 

no|greichen Tierschutz. 
er Tierschutzbericht 1997 zeigt, daß wir 

n in den vergangenen zwei Jahren eini- 
^ s lrn Tierschutz erreicht haben. Ich nen- 
si beispielhaft: Von 1991 bis 1995 haben 
bei •      'n Versuchen verwendeten Wir- 
^ here von rund 2,4 Mio. auf etwa 1,6 

°- verringert. Das bedeutet einen Ruck- 
es um etwa 30 Prozent. Ein Teil der 
l;inüVersucne wurde wohl auch ins Aus- 
^ Erlagen. 

We 
s Verstreicht einmal mehr die Not- 

gr  
Ulgkeit eines internationalen und 
^überschreitenden Tierschutzes. Die 

Erweiterung der europäischen Tiertrans- 
portrichtlinie um wichtige Detailbestim- 
mungen wie die Transportdauer und die 
Versorgung der Tiere haben wir in Brüssel 
in zähen Verhandlungen durchgesetzt. Ich 
habe dem Kompromiß zur Änderung der 
europäischen Tiertransportrichtlinie zuge- 
stimmt, weil damit erstmals eine europa- 
weite Regelung zur Begrenzung der 
Schlachttiertransporte verabschiedet wur- 
de. Sicher wäre mir auch hier eine weiter- 
gehende und auf absolut acht Stunden 
festgelegte Begrenzung lieber gewesen. 
Nur, mehr war bisher nicht drin. Ich habe 
aber immer klargestellt, daß dies aus Sicht 
der Bundesregierung ein erster wichtiger 
Schritt ist, dem weitere folgen müssen. 

Weiterer Handlungsbedarf 
Trotz der durchaus beachtlichen Fort- 
schritte im nationalen, europäischen und 
internationalen Tierschutz gibt es weiteren 
Handlungsbedarf. Handlungsbedarf be- 
steht auch bei der Legehennenhaltung. 
Hier haben wir die Europäische Kommis- 
sion immer wieder aufgefordert, endlich 
ihren Bericht über die Entwicklung tier- 
schutzgerechter Haltungsformen vorzule- 
gen und geeignete Vorschläge zur Verbes- 
serung des Tierschutzes bei Legehennen 
zu machen. 
Bei den Tierversuchen wollen wir weitere 
Anstrengungen unternehmen, um die in- 
ternationale Anerkennung von Ersatz- und 
Ergänzungsmethoden zu erreichen. 
Gleichzeitig werden wir der Haltung von 
Versuchstieren ein stärkeres Augenmerk 
widmen. ■ 
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Der durch die Mobilität verursachte 
Verkehr hat in der Vergangenheit mit 
dem Wachstum von Wirtschaft und 
Wohlstand erheblich zugenommen. 
Mobilität ist zwar 
• Ausdruck des grundlegenden mensch- 

lichen Bedürfnisses nach Beweglich- 
keit, 

• Voraussetzung für persönliche 
Entfaltung, 

• Voraussetzung für Funktionsfähig- 
keit und wirtschaftliche Leistungs- 
fähigkeit unserer Gesellschaft. 

Aber es wird jedoch immer deutlicher, 
daß dringend Maßnahmen geboten 
sind, um Mobilität dauerhaft zu erhal- 
ten und dabei unerwünschte Auswir- 
kungen spürbar zu verringern. 
Die bisherige Verkehrsforschung konzen- 
trierte sich überwiegend auf die Entwick- 
lung neuer Technologien zur Optimierung 
der einzelnen Verkehrsträger. Dies hat zur 
Folge, daß Deutschland mittlerweile in 
den meisten Verkehrstechnologiebereichen 
international eine führende Position ein- 
nehmen konnte. Hierdurch sind optimale 
Voraussetzungen geschaffen worden, um 
die sich bereits in Umrissen abzeichnende 
Entstehung einer Mobilitätswirtschaft mit 
neuen, zukunftsorientierten Mobilitäts- 
dienstleistungen (z. B. Mobilitätsberatung) 
zu schaffen. Denn eins wird uns jeden Tag 
deutlich vor Augen geführt: Mobilität wird 
immer knapper und es ist ein Gebot der 
Stunde die Ressource Mobilität effizient 
und schonend zu nutzen. 
Diese Aufgabe wurde vom Bundeskabi- 
nett klar erkannt. Es verabschiedete das 
von Bundesforschungsminister Rüttgers 
entworfene Konzept „Eckwerte einer zu- 
kunftsorientierten Mobilitätsforschungs- 
politik". Neben der Strukturierung der 

Mobilitätswirtschaft ist es das Ziel, den 
Industrie- und Innovationsstandort 
Deutschland zu stärken und die Er- 
schließung eines bedeutenden wirtschaft- 
lichen Potentials zu ermöglichen. 
Es werden folgende Zielfelder der 
Mobilitätsforschung definiert: 
• Verkehrsreduzierende Strukturen 

fördern 
• Effizienz des Verkehrssystems erhöhen 

• Umwelt und Ressourcen schonen 
• Verkehrssicherheit verbessern 
• Mobilität und Verkehr besser verstehen- 

Von Georg Brunnhuber, 
Stellvertretender verkehrs- 

politischer Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Äußerst interessant ist der neue Weg bein1 

Projektmanagement, der bei der Mobi- 
litätsforschung angewendet werden soll- 
Neben der „klassischen" Förderung ein- 
zelner Projekte wird besonders bei kom- 
plexen Problemstellungen der Aufbau vo 
sogenannten Projektnetzwerken unter- 
stützt. Diese sollen die interdisziplinäre 
Zusammenarbeit auf wissenschaftlicher 
Ebene verbessern und Kooperationen er 
leichtern. Durch Querverbindungen zwi* 
sehen den Einzelprojekten findet ein sta 
diger Informations- und Erfahrungsaus- 
tausch statt und es können die dadurch 
entstehenden Synergieeffekte genutzt ^ 
den. Um dieses neue Konzept umzusetZ 
werden fünf Projektnetzwerke unterstüt' • 

• Mehr Transporteffizienz statt Mehi"vCl 

kehr, d. h. das Güter- und Personentraii-f f 
portaufkommen soll durch Steigerung 
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Entwicklung der Verkehrsituation nach der Einführung von Telematiksystemen 
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nzienz mit weniger Verkehr abge- 
lckelt werden. 

.Zukunftsstrategien für die Mobilität im 

. 4"ungsraum, d. h. die Verbesserung der 
rkehrssitiiationen in Ballungsräumen, 

a hier die unterschiedlichsten Mobilitäts- 
■ sPriiche um die Nutzung der Verkehrs- 
lv ^Struktur mit den Ansprüchen der Ein- 

"ner an die Lebensqualität konkurieren. 
k Minimaler Ressourcenverbrauch und 
^•ssionsverringerung. 

M D'e sichere Straße, d.h. Erhöhung der 
'Ven und passiven Sicherheit im gesam- 

^ verkehrssystem. Insbesondere die 
Un !le ^'n^unrung von Mikroelektronik 
ein      emat>k 'm Verkehrsbereich wird zu 
lirf111 Se^r nonen Niveau der Sicherheit 
ty;1^0- Beeindruckend deutlich wird die 
ge   

Ung von Verkehrsbeeinflussungsanla- 
n anhand der obigen Grafik. 

be . mweltgerechtes Verkehrsverhalten 
tri*!nnt in den Köpfen: Dieses Projekt be- 
Sj118 alle und sollte deshalb von den 
v0th    m seIt)st unterstützt werden. Das 
griln^n?ene Umweltbewußtsein und die 

ds'itzliche Bereitschaft, sich umwelt- 

und und sozialverträglicher zu verhalten, 
decken sich leider nicht immer mit dem 
tatsächlichen Mobilitätsverhalten der 
Menschen. Dies liegt zum Großteil an un- 
zureichender Kenntnis über konkrete Aus- 
wirkungen gewohnter Mobilitätsentschei- 
dung und zu sorgloser Inanspruchnahme 
des Gutes Mobilität. 
Die „Eckwerte einer zukunftsorientierten 
Mobilitätsforschungspolitik" stellen ein 
umfassendes und geschlossenes Konzept 
zur Lösung der zunehmenden Mobilitäts- 
probleme dar. Um optimale Ergebnisse er- 
zielen zu können, bedarf es der Unterstüt- 
zung eines jeden von uns. ■ 

Personalie 
Die rheinland-pfälzische CDU-Land- 
tagsfraktion hat Christoph Bohr zum 
neuen Vorsitzenden gewählt. Der 
Nachfolger des bisherigen Fraktions- 
chefs Johannes Gerster erhielt in 
geheimer Abstimmung am 12. März 
in Mainz 38 von 39 abgegebenen 
Stimmen. 
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Die Gefahr von Wiederholungstaten 
soweit wie möglich ausschließen 
Zum Entwurf eines Gesetzes zur 
Bekämpfung von Sexualdelikten und 
anderen gefährlichen Straftaten erklär- 
te nach der Debatte des Bundestages am 
13. März der Vorsitzende des Bundesar- 
beitskreises der CDU-Juristen 
(BACDJ), Herbert Helmrich MdL: 
Die CDU-geführte Bundesregierung hat 
bei der Reform des Sexualstrafrechts 
schnell reagiert. Die Menschen in unserem 
Land werden künftig vor Sexualstraftätern 
besser geschützt sein. 
Der Bundesarbeitskreis der CDU-Juristen 
hatte bereits im Oktober des letzten Jahres 
ein umfangreiches Maßnahmenpaket vor- 
gestellt, das neben Straferhöhungen sowie 
Erweiterungen der Möglichkeiten von 
Führungsaufsicht und Sicherungsver- 
wahrung verbesserte Möglichkeiten der 
Therapie von Sexualtätern vorsah. Zahl- 
reiche dieser Vorschläge haben Eingang in 
den Koalitionsentwurf von CDU/CSU und 
FDP gefunden, der inzwischen vom Kabi- 
nett gebilligt worden ist. 
Dieser Gesetzentwurf sieht ein Instru- 
mentarium vor, das von den verschiede- 
nen Stationen des Vollzuges, der Ent- 
scheidung über den Zeitpunkt der Entlas- 
sung und über Maßnahmen für die Zeit 
nach der Entlassung bis hin zu einer evtl. 
Sicherungsverwahrung, die jeweils opti- 
male Maßnahme ermöglicht. Dabei set- 
zen die vorgeschlagenen Gesetzesände- 
rungen insbesondere darauf, die Gefahr 
von Wiederholungstaten - so weit dies 
überhaupt möglich ist - auszuschließen. 
Der Gesetzentwurf trägt damit dem 
Sicherheitsinteresse der Allgemeinheit, 
insbesondere bei der Strafrestaussetzung 
zur Bewährung besser als bisher Rech- 
nung. 

Ferner berücksichtigt der Gesetzentwurf 
die Erkenntnisse darüber, daß therapeuti- 
sche Behandlungsmaßnahmen die Gefahr 
eines Rückfalls des Sexualstraftäters 
erheblich mindern, und sieht deshalb 
verstärkt Therapiemöglichkeiten bzw. 
zwingende Therapiemaßnahmen vor. 
Zu den im Gesetzentwurf vorgeschlagene11 

Änderungen im einzelnen: 
• Klarstellung der Voraussetzun- 

gen für die Strafrestaussetzung 
zur Bewährung 

Nach der jetzigen Fassung des Strafge- 
setzbuches kann der Rest einer Freiheits- 
strafe zur Bewährung dann ausgesetzt 
werden, wenn „verantwortet werden kan • 
zu erproben, ob der Verurteilte außerhalb 
des Strafvollzugs keine Straftaten mehr 
begehen wird". Dieser Entscheidungsrna 
stab soll jetzt zugunsten des Sicherheitsin 
teresses der Allgemeinheit verschärft we 
den. Künftig kann eine vorzeitige Hafte11 

lassung nur dann erfolgen, „wenn dies u 
ter Berücksichtigung des Sicherheitsinte _ 
esses der Allgemeinheit verantwortet Wß 

den kann". 
Bei den anläßlich dieser Entscheidung zü 

beachtenden Gesichtspunkten soll dem 
Kriterium des bei einem Rückfall bedro 
ten Rechtsguts, also dem durch Sexual- 
straftäter bedrohten Leben zukünftiger 
Opfer, besonderes Gewicht zukommen- 
• Einholung eines Gutachtens vof 

der Strafrestaussetzung zur£e
tei\ 

Währung bei rückfallgefährdei 
Tätern 

Bei Verurteilten, bei denen eine spätere ^ 
Rückfalltat nicht ganz sicher auszuschlie 
ist, muß künftig vor der Entscheidung u 

die Aussetzung des Strafrechts zur Be- 
währung ein Sachverständigengutacht 



lEXUALDELIKTE UiD 10/1997 ■ Seite 37 

^geholt werden. Bisher besteht eine 
Fflicht zur Begutachtung nur bei der Aus- 
Atzung des Restes einer lebenslangen 
£reiheitsstrafe. Ergibt das Gutachten eine 
^ckfallgefährdung, ist eine vorzeitige 
Fassung ausgeschlossen. 
* Therapieweisung bei der Straf- 

aussetzung oder Strafrestaus- 
setzung zur Bewährung 

Nach der geltenden Rechtslage ist eine 
Engende Anordnung von Therapiemaß- 

..^hmen im Rahmen der Entscheidung 

.ber die Strafaussetzung bzw. die 
trafrestaussetzung nicht möglich. Künf- 
§ soll das Gericht auch ohne Einwilli- 

^Ung des Betroffenen anordnen können, 
Iaß sich der Verurteilte einer Heilbehand- 

,Un§ unterzieht. Kommt der Verurteilte 
'^ser Weisung nicht nach, kann die Ent- 

r J)eidung über die Strafaussetzung wider- 
en werden. 

•^flicht zur Therapie auch bei 
J ührungsaussicht mit voller 
Verbüßung der Freiheitsstrafe 

e Erfahrungen der Vergangenheit haben 
L *eigt, daß auch nach einer vollen Ver- 
^ ßung der Freiheitsstrafe die Möglichkeit 
^ stehen muß, im Interesse der Sicherheit 
Y ^'Igemeinheit weitere Maßnahmen zur 
^ Minderung eines Rückfalls anzuordnen. 
Q s»alb sollen nach den Vorschlägen des 
a f

SetZentwurfs im Rahmen der Führungs- 
p s'cht, die sich an die Verbüßung der 
^ !ne'tsstrafe anschließt, zwingende The- 

pieWeisungen möglich seien. 
/Erlegung von Sexualstraftätern 
la sozialtherapeutische Anstalten 

\ye- krfahrungen der letzten Jahre haben 
^y.'ierhin gezeigt, daß die Gefahr von 
(he      no^un§staten durch eine stärkere 
*iert

aPeut'sche Betreuung von Tätern redu- 
gei   Werden kann. Nach geltendem Recht 
?-Ur^en Sexualstraftäter jedoch zumeist 
$tr f

lrarverbüßung in den allgemeinen 
treil 

Vo,lzug, in dem therapeutische Be- 
n8 nur unzureichend geboten werden 

kann. Deshalb sollen künftig bei Verurtei- 
lungen zu mehr als zwei Jahren Freiheits- 
strafe Straftäter zwingend in sozialthera- 
peutische Einrichtungen verlegt werden. 
• Sicherungsverwahrung für 

rückfällige Sexualstraftäter 
Obwohl Therapie und Behandlung gute 
Chancen für eine Heilung von Straftätern 
bieten, darf man sich doch nicht der Ein- 
sicht verschließen, daß es Fälle gibt, in de- 
nen ausreichender Schutz der Gesellschaft 
nur durch Sicherungsverwahrung beson- 
ders gefährlicher Straftäter erreicht wer- 
den kann. Nach dem bisherigen Recht 
konnten Sexualstraftäter erst nach der 
zweiten Rückfalltat in Sicherungsverwah- 
rung genommen werden. Der Gesetzent- 
wurf sieht nun die Möglichkeit vor, Siche- 
rungsverwahrung bereits nach der ersten 
Rückfalltat anzuordnen. 
Die in diesem Gesetzentwurf vorgesehe- 
nen Maßnahmen müssen flankiert werden 
durch eine Anhebung der im Strafgesetz- 
buch vorgesehenen Strafen bei Sexual- 
delikten. Deshalb muß auch der überarbei- 
tete Entwurf zur Reform des Strafrechts, 
der insbesondere bei sexuellem Mißbrauch 
von Kindern Strafverschärfungen vorsieht, 
möglichst zeitgleich verabschiedet werden. 
Eine weitere wichtige Maßnahme ist im 
ebenfalls von der Koalition von 
CDU/CSU und FDP vorgelegten Entwurf 
für ein Zeugenschutzgesetz enthalten. 
Danach soll den besonderen Bedürfnissen 
schutzwürdiger Zeugen, d. h. insbesondere 
kindlichen Opferzeugen oder vergewaltig- 
ten Frauen durch den Einsatz von Video- 
technologie besser als bisher Rechnung 
getragen werden. Ferner wird ihnen für 
den Zeitraum der Vernehmung ein Zeu- 
genbeistand auf Staatskosten bestellt. 
Die drei Gesetzentwürfe zusammen bieten 
ein schlüssiges Konzept - bestehend aus 
präventiven und repressiven Maßnahmen, 
um die Allgemeinheit besser als bisher vor 
gefährlichen Straftätern zu schützen.       ■ 
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50. Landesparteitag in Neumünster 

Peter Kurt Würzbach 
neuer Landesvorsitzender 

Der neue Landesvorsitzende der CDU 
Schleswig-Holstein heißt Peter Kurt 
Würzbach. Der CDU-Bundestagsabge- 
ordnete und parlamentarische Staatsse- 
kretär a. D. setzte sich auf dem 50. Lan- 
desparteitag in Neumünster bereits im 
ersten Wahlgang gegen seine Mitwer- 
ber, die Landtagsabgeordneten Thomas 
Stritzl, der 116 Stimmen erhielt, und 
Angelika Volquartz, für die sich 50 De- 
legierte aussprachen, durch. 

Vor dem Landesparteitag hatten sich Tho- 
ams Stritzl, Angelika Volquartz und Peter 
Kurt Würzbach bei einer Tournee durch 
die Kreisverbände vorgestellt und dabei 
zahlreiche Fragen von Parteimitgliedern 
beantwortet. So blieb es auf dem Parteitag 
bei einer kurzen Präsentation der Bewer- 
berin und der Bewerber, bevor die Dele- 
gierten zur Wahl schritten. Das klare Er- 
gebnis für Peter Kurt Würzbach schon im 
ersten Wahlgang kam für viele überra- 
schend. 

Peter Kurt Würzbach ist damit Nachfolger 
des bisherigen Landesvorsitzenden Ott- 
fried Hennig, der die Partei seit 1989 führ- 
te und seit 1992 in Personalunion auch 
Vorsitzender der CDU-Landtagsfraktion 
und Oppositionsführer im schleswig-hol- 
steinischen Landtag ist. 

In seinem Rechenschaftsbericht ging der 
scheidende Landesvorsitzende Ottfried 
Hennig auf seine Amtszeit ein, in der die 
Bewältigung der sogenannten Kieler Affä- 
re eine große Rolle spielte. Ottfried Hen- 
nig übernahm im April 1989 den CDU- 

Landesverband Schleswig-Holstein von 
Gerhard Stoltenberg, der damals nicht 
wieder kandidierte. 
Damals sei die CDU Schleswig-Holstein, 
wie heute jeder wisse, zu unrecht verun- 
glimpft und verleumdet worden und in ei- 
ne tiefe Krise gestürzt. Er sei angetreten, 
sagte Hennig, mit dem festen Willen, die 
Partei aus diesem tiefen Loch herauszu- 
führen, und mit dem Willen, diese Altäre 
aufzuklären. Genau dies sei dann mit ei- 
nem zweiten Untersuchungsausschuß ge' 
schehen, der zu dem Rücktritt des SPD' 
Kanzlerkandidaten Engholm führte und 
die wahre Rolle der SPD in der Kieler Af- 
färe aufdeckte. Die CDU Schleswig-Hol- 
stein sei nun wieder ein ganz normaler, 
bendiger und erfolgreicher Landesverban 
der CDU Deutschlands. In den Jahren s& 
1989 habe die CDU ihre Erneuerung ent- 
schlossen vorangetrieben und zum Bei' 
spiel zur Landtagsahl 1992 eine Liste rfl* 
23 neuen Kandidaten, zehn Frauen und e 
ner deutlichen Absenkung des Durch-    ^ 
schnittsalters verabschiedet. Mit der UH1 

tagswahl 1996 sei der Abstand zur spP 

dann von 21,5 auf 2,6 Prozent zusarnme 

geschrumpft. 
Die Einführung der Schnuppermitglie^ 
schalt und die sogenannten „Pahlener P 
Schlüsse" der CDU führten zur Verjün- 
gung der Partei, zur aktiven FrauenfÖ 
rung, zur Öffnung der Partei, zu mehr M

jt' 
ICI, All  11'^'*        ,jg 

bestimmung und schließlich dazu, da* 
CDU Schleswig-Holstein heute wieder ^ 
stärkste Mitgliederpartei im nördlich* 
Bundesland ist. 
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Der neue Landesvorstand 

Vorsitzender: Brita Schmitz-Hübsch, MdL 
Peter Kurt Würzbach, MdB Ursula Röper, MdL 
Stellvertretende Vorsitzende: Bärbel Schulz 
Thomas Stritzl, MdL GertWillner, MdB 
Angelika Volquartz, MdL Timo Scheil 
Reimer Böge, MdEP Dr. Peter Bendixen 
Torsten Geerdts, MdL Kraft Amtes gehören dem Landes- 
Schatzmeister: vorstand an: 
Michael von Schmude, MdB Fraktionsvorsitzender und Oppositi- 

Stellvertretender Schatzmeister: onsführer im Schleswig-Holsteini- 

Otto Bernhardt schen Landtag, Ottfried Hennig 

Beisitzer: 1. Landtagsvizepräsident, 

Jochen von Allwörden Eberhard Dall'Asta 

Thorsten Geißler, MdL Mitberatende Stimmen: 
Caroline Schwarz, MdL Ehrenvorsitzender Kai-Uwe von 
Monika Schwalm Hassel, Bundestagspräsident a. D. 
Elisabeth Pier Ehrenvorsitzender Gerhard Stolten- 
Stefan Mühl berg, MdB, Bundesminister a.D. 

A 
nnig rief in seiner letzten Rede als Lan- 

j.-Vorsitzender dazu auf, die großen Re- 
■"nivorhaben jetzt in schnellen Schritten 

r 
Verwirklichen, und ging scharf mit der 

[y grünen Landesregierung ins Gericht. 
Iiri\    'e *ür d'e nächsten Jahre seien klar. 
Ob    .! Wolle die CDÜ bei den ersten 

l Bürgermeister-Direktwahlen in der 
j. ndeshauptstadt Kiel und in Neumünster 
l9Q»°ten ^amäuser knacken. Im März 
Ba    rnusse bei den Kommunalwahlen die 
^Qfin       den Regierungswechsel im Jahr 
t^     §e'egt werden, und bei der Bundes- 
Ko |Vanl im Herbst gehe es darum, die 
k a|ition der Mitte in Bonn mit Bundes- 

bi 
*nzl er Helmut Kohl fortzusetzen. 

W Schleswig-Holstein kehre jetzt, 
li^.e Hennig abschließend, zu der Norma- 
v0r 

ZUrück, daß die beiden Ämter Landes- 
k\ü Zer|der und Fraktionsvorsitzender ge- 
WWerden. Die Parteitagsdelegierten 
\~Un 0ttfrietl Hennig mit den in Schles- 

°lstein seltenen „standing ovations", 

bevor der Ehrenvorsitzende Gerhard 
Stoltenberg seinem Nachfolger für seine 
Tätigkeit als CDU-Landesvorsitzender mit 
einer Uhr dankte. Gerhard Stoltenberg un- 
terstrich noch einmal die Erneuerungs- und 
Reformarbeit, die Ottfried Hennig für die 
CDU geleistet habe, und wies darauf hin, 
daß Hennig als Fraktionsvorsitzender auch 
weiterhin in das Führungszentrum der 
Partei gehöre. 
Nach der Entlastung des alten Landesvor-. 
Standes verabschiedete Ottfried Hennig 
selbst mit Gudrun Hunecke und Eberhard 
Dall'Asta zwei langjährige stellvertreten- 
de Landesvorsitzende. Gudrun Hunecke 
hatte dem CDU-Landesvorstand seit 
12 Jahren angehört und war ebenso lange 
stellvertretende Landesvorsitzende. Eber- 
hard Dall'Asta wurde 1975 in den Landes- 
vorstand gewählt und war stellvertretender 
Landesvorsitzender seit 1981. Er gehört 
als 1. Landtagsvizepräsident dem CDU- 
Landesvorstand auch weiterhin an. ■ 
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Reale Chance, im Bündnis mit 
der FDP Schröder abzulösen 
Zum Landesparteitag traf sich am 15. 
März die Christlich-Demokratische 
Union im Landesverband Oldenburg. 
In Wildeshausen, in der Widukindhalle, ver- 
sammelten sich die Delegierten der neun 
Kreisverbände zu ihrem Wahlparteitag. Be- 
grüßt wurden sie unter dem Motto: „CDU - 
die Volkspartei im Oldenburger Land". 
Vorsitzender Manfred Carstens, Parlamen- 
tarischer Staatssekretär im Bonner Ver- 
kehrsministerium und Cloppenhurger 
Kreisvorsitzender, wurde mit einem her- 
vorragenden Ergebnis wiedergewählt. Mit 
90 Prozent Zustimmung steht er nun seit 
1985 dem Landesverband vor. 
Als Gäste nahmen neben den Delegierten 
zahlreiche Vertreter der befreundeten Ver- 
bände, Gewerkschaften, der Bundes-CDU 
und der gastgebenden Stadt Wildeshausen 
teil. Die Tagungs- 
leitung hatte Tho- 
mas Schulze, Vor- 
sitzender des 
Kreisverbandes 
Oldenburg Land. 
„Wildeshausen in 
guter Erinnerung 
zu behalten", die- 
sen Wunsch rich- 
tete der stellver- 
tretende Bürger- 
meister Herbert 
Weitz in seiner 
Begrüßung an die 
Teilnehmer. Dazu 
beitragen sollte 
ein sogenannter 
„Markt der Mög- 
lichkeiten", auf 
dem gelungene 
Aktionen der 

Kreisverbände und Vereinigungen darge- 
stellt wurden. Die Veranstaltung ist als 
Gesprächsparteitag mit Wahlen konzip«eft 

worden. In einer Zeit der Politik- und P°' 
litikerverdrossenheit präsentierten sich o'e 

Oldenburger Christdemokraten als leben- 
dige Volkspartei. 

Kennzeichnend dafür, daß die CDU die 
Volkspartei im Oldenburger Land ist, gin£ 
der Vorsitzende Manfred Carstens zu Be- 
ginn seines Rechenschaftsberichtes noch 
einmal auf die Kommunalwahlen vom 
letzen Herbst ein. „Dort ging die CDU aj» 
eindeutiger Sieger nach Punkten hervor. 
In 41 Städten und Gemeinden stellte die 
CDU die Bürgermeister: „Eine große Ver- 
antwortung aller Mandatsträger und der 
gesamten Partei gegenüber der Bevölke- 
rung unserer Region", so Carstens weite • 

Von links nach rechts: Stellvertretender Landesvorsitzender Frie    der 
Biestmann, Landesschatzmeister Josef Dierkes, Landesvorsitzen     n$, 
Frauen-Union Monika Scherbring, Landesvorsitzender Manfred o*» 
stellvertretender Landesvorsitzender Erich Maaß. 
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Weitere Wahlergebnisse: 

Stellvertretende Landesvors.: 
Monika Scherbring aus Steinfeld, 
Landesvorsitzende der Frauen 
Union, Friedhelm Biestmann, MdL 
aus Neuenkirchen, Erich Maaß MdB 
aus Wilhelmshaven 

Landesschatzmeister: Josef Dier- 
kes MdL aus Oldenburg 

10 Beisitzer: Hans-Jürgen Behnke 
aus dem Kreisverband Vechta, Cäci- 

lia Bokern aus dem Kreisverband 
Vechta, Thomas Bünting aus dem 
KV Ammerland, Hans Eveslage 
MdL KV Cloppenburg, 
Klaus Friedrich KV Wilhelmshaven, 
Eva-Maria Kors MdB KV 
Delmenhorst, Inse-Marie Ortgies 
KV Friesland, Björn Thümler KV 
Wesermarsch, Joachim Wiesensee 
KV Wesermarsch, Barbara Wolt- 
mann KV Ammerland 

i), le gute Sacharbeit stellte Carstens an- 
gießend mit Kurzbeiträgen zur Famili- 

und Steuerpolitik dar und formulierte 
s aktuelle Forderung des Tages positive 
us\virkungen zugunsten der Familien bei 
n Beratungen der Renten-, Gesundheits- 

nd Steuerreform. 

■ ,ITl Thema Schaffung und Erhalt von Ar- 
ltsplätzen will sich die heimische Union 
eh 1997 verstärkt widmen und hofft, 

.    auch in diesem Sommer ausreichend 
sbildungsplätze für die Jugend angebo- 
genen. 

* fü 
gut 

r eine Volkspartei auch, neben der 
..en Sacharbeit, ein wichtiger Faktor die 
. l§liederstärke ist, zeigte sich der Lan- 
, • Ersitzende erfreut über die Mitglie- 
ri/e

t
nivvicklung der jüngsten Zeit. Mitsamt 

crJui »' • • •    ™  • ■•• '  — 

>kr 
lngen Union und der Christlich-De- 

••"atischen Arbeitnehmerschaft (CDA) 

Sued    Landesverband rund l8000 Mit" 
|e    

er und liegt nach den neuesten Zah- 
^n   er ^undesgeschäftsstelle bundesweit 
bUr?rSter Stelle bei der M'tg'iederwer- 

PfQ, .en Landtagswahlen im kommenden 
rea]J^.   so der Vorsitzende, gibt es die 

nee, durch ein Bündnis mit der 

FDP den Ministerpräsidenten Schröder ab- 
zulösen. „Es wird allerhöchste Zeit", so 
Carstens. 

Die Beratung zahlreicher 
Sachanträge folgte 
Als Initiativantrag wurden zwei Anträge 
zu den Naturschutzrichtlinien und der ge- 
planten Landtagswahlkreisreform verab- 
schiedet. Die Landes-CDU fordert eine 
Reduzierung und somit Neuzuschnitt der 
Landtagswahlkreise von derzeit 100 auf 
künftig 80 Direkt-Wahlkreise, wobei die 
landsmannschaftlichen und strukturpoliti- 
schen Grenzen sowie Landkreisgrenzen 
Berücksichtigung finden sollen. Den von 
der SPD vorgelegten Entwurf sieht die 
Union als rein parteitakisch motiviert. 

Zu den aktuellen Diskussionen um die 
großen Reformvorhaben wurde den 
Kreis-, Gemeinde- und Ortsverbänden 
ein Positionspapier zur weiteren Beratung 
vorgelegt. Auf der nächsten Parteiaus- 
schußsitzung, dem sogenannten „kleinen 
Parteitag", will die heimische Union dann 
klare Positionen für die Volkspartei im 
Oldenburser Land festschreiben. ■ 
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KONRAD ADENA UER IM PORTRAIT 1917-1966 

Der 
Erfolgs- 
Bildband 
über das 
Leben 
des 
ersten 
Kanzlers 
der 
Bundesrepublik 
Deutschland 
in Neuauflage 

Herausgeber: Kölnisches 
Stadtmuseum, Kölnische 
Galerie, Konrad-Adenauer- 
Stiftung e. V., Sankt Augustin, 
Stiftung Bundeskanzler-Ade- 
nauer-Haus, Rhöndorf. 

Bezogen werden kann der Band 
zum Preis von DM38- 
inkl. Versandkosten bei: 
Konrad-Adenauer-Stiftung e. V-> 
Bildungszentrum Schloß 
Eichholz., Postfach 1331, 
50387 Wesseling 
Telefon (022 36) 707-2 84 
Telefax (02236) 707-2 30 

KONRAD 
ADENAUER 

IM PORTRAIT 1917-1966 

60 Portraits mit Zitaten 
Konrad Adenauers erzäh- 
len auf 120 Seiten die 
Bildgeschichte eines der 
wichtigsten Politiker, die 
Deutschland im 20. Jahr- 
hundert prägten. 

Mit Texten von Rolf 
Sachsse, einer Konrad- 
Adenauer-Biographie in 
Daten und den Biogra- 
phien der Photographen. 
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Materialien für 

Veranstaltungen 

EURO 
Die Währung 
für eine sichere 
Zukunft 

% 

Lettfaden fitr 
iMranstaltun?« 

rand w* ON 
muao 

",wCDU 

Artikel Menge 

• Leitfaden 
für EURO- 
Veran- 
staltungen 

Bestell-Nr.: 4219 
Verpackungs- 
einheit: 5 Expl. 
Preis je Einheit: 
10-DM 

Preis 

11217      Euro-Paket 1 
• Ankündigungsplakat A1 25 Expl. 
• DekoplakatAI 25 Expl. 
• DekoplakatA2 25 Expl. 
• Dekoplakat 50 cm x 126 cm 

(Rednerpultverkleidung) 5 Expl. 
• Rahmenflugblätter 500 Expl. 
• Aktionsleitfaden 1 Expl. 

Euro-Paket 2 
• Ankündigungsplakat A1 50 Expl. 
• DekoplakatAI 50 Expl. 
• Dekoplakat A2 50 Expl. 
• Dekoplakat 50 cm x 126 cm 

(Rednerpultverkleidung) 10 Expl. 
• Rahmenflugblätter 1000 Expl. 
• Aktionsleitfaden 2 Expl. 
• Mikrofonschutz 2 Expl. 
• Rückwandgroßdisplay 1 Expl. 

11218 
55,- DM 

460,- DM 
• EURO-CD-ROM zur multi- 
medialen Unterstützung eines 
Vortrages zum Thema „EURO - 
Die Währung für eine sichere 
Zukunft"- mit Musterrede 
Bestellungen der CD-ROM: 
CDU-Bundesgeschäftsstelle, 
Tel. (02 28) 5 44-4 77, Fax (02 28) 5 44-4 82. 
Preis: 15,- DM zuzüglich MwSt. 
und Versand. 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
53014 BONN 

Faltblatt 

Bestell-Nr.: 2172 
Verpackungseinheit: 100 Expl. 
Preis je Einheit: 20- DM 

ESTaW"* ^*m^M 1   Postfacn 11 64 

'"ira^C2#0 33759 Versmold 
1 Fax 

(0 54 23)41521 

Argu-Broschüre                         A„e Preise 

Bestell-Nr.: 5176                          zzgl. MwSt. und 
Verpackungseinheit: 25 Expl.    Versand 
Preis je Einheit: 15,25 DM -* 
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